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Der Naturschutzrat ist ein Beratungsorgan
der Vorarlberger Landesregierung und ist
als Institution im Naturschutzgesetz ver-
ankert. Er versteht sich als Rat für eine
nachhaltige Entwicklung in Vorarlberg.
Dem gemäß beschäftigt er sich mit den
langfristigen Entwicklungen und nicht mit
den Tagesaktualitäten. Hierzu gehört etwa
die Überprüfung des Förderwesens oder
das Setzen von Impulsen für umweltver-
trägliche Strategien und Konzepte.
Alle drei Jahre nimmt der Naturschutzrat
eine Lagebeurteilung vor. Erstmals
geschieht dies mit vorliegendem Bericht
über den Zustand von Natur und Land-
schaft und die festgestellten Entwick-
lungstendenzen. Es ist dies keine
 vollständige Bestandsaufnahme aller
umweltrelevanten Fragen. Diese Form
der Berichterstattung ist Aufgabe des
Amtes der Vorarlberger Landesregierung.
Ebenso gibt dieser Bericht keine Rechen-
schaft über die Arbeiten des Natur-
schutzrates ab, dies erfolgt über Jahres-
berichte. Wir versuchen vielmehr selektiv
einige Entwicklungen kritisch in Form
eines Controllings zu beurteilen. Wir neh-
men dies in drei Teilen vor. Einige Sach -
themen werden näher ausgeleuchtet
und die positiven und negativen Entwick-
lungen angesprochen und es wird darauf
hingewiesen, worin die künftigen Ziele
und Maßnahmen bestehen müssen. In
einem zweiten Teil haben wir einige
umwelt relevante Förderungen einer Eva-
luation unterziehen lassen und berichten
über die Ergebnisse. Im dritten Abschnitt
setzen wir einige Vertiefungen an, die für
Vorarlberg besonders relevant sind.
Im Zeichen der wachsenden Globalisie-
rung ist es sehr bedeutsam, was das Bun-
desland Vorarlberg als Region diesen Ent-
wicklungen entgegenzuhalten hat, um

weiterhin als Lebensraum attraktiv zu blei-
ben. Der Vorarlberger ist umweltbewusst
und darum geschieht in einigen Arbeits-
feldern auch Modellhaftes. Die Umset-
zung von Umweltzielen ist aber sehr
komplex und kann bei den Maßnahmen
einschneidend sein. Dies ist am ehesten
an der Fragestellung der Mobilität ersicht-
lich. Sie ist der Schlüssel für viele Umwelt-
probleme. Das Tempo für notwendige
Veränderungen ist von den gesellschaft -
lichen Werthaltungen abhängig. Es ist die
Mobilität, die den Raum letztlich gestaltet.
Mit Bestimmtheit ist die laufende Zersie-
delung mit dem Ausfransen der Sied-
lungsränder das herausragende Vorarlber-
ger Um weltproblem und prägt den Tal-
raum des Rheintales und des Walgaus.
Der Umgang mit dem Mobilitätsverhalten
verlangt deutliche Korrekturen. Wir zeigen
hierzu einige notwendige Schritte auf. Für
Vorarlberg verschärft sich diese Situation
durch die geographische Lage in einer
internationalen Schaltstelle. 
Vorsorge kann nur durch ein Miteinander
aller Kräfte verwirklicht werden. Wir laden
zum Studium dieses Berichtes ein und
sind für Rückmeldungen und Kritiken
dankbar. Wir danken der Vorarlberger
Landesregierung für das Mandat der stra-
tegischen Beratung. Wir sind vielen Insti-
tutionen, die uns mit Rat und Tat unter-
stützten und an der Mitwirkung am
Bericht beteiligt waren, zu Dank ver-
pflichtet. Wir verbinden mit dieser
Berichterstattung den Wunsch, dass sich
einiges für die Erhaltung unserer Lebens-
qualität bewegen lässt. Konkrete Vor-
schläge werden von uns unterbreitet. 

Mario F. Broggi
Vorsitzender Vorarlberger 
Naturschutzrat

Vorwort
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Trends und 

Entwicklungen

„Die Trennung von Naturschutz und Umweltschutz ist ökolo gischer Unsinn 

… und wissenschaftlich nicht zu rechtfertigen. […] Die Trennung und 

besonders die unterschied liche Gewichtung von Natur- und Umweltschutz

hat für beide Bereiche nur Nachteil gebracht.“

Prof. Dr. Wolfgang Engelhardt, 1995 – Institut für Ökologische Strategien, München



Gute Luft bedeutet Lebensqualität. Lokale
Belastungen der Luft durch Emissionen
haben überregionale und globale Folgen.

Ozonbelastung weiterhin hoch
Die Ozonbelastung ist in den letzten Jah-
ren nicht gesunken. Die Gesundheit von
Menschen, Tieren und Pflanzen ist nach
wie vor gefährdet. Ozon bildet sich
großräumig und ist von Witterungsver-
hältnissen abhängig. Im Gebirge und in
ländlichen Regionen werden daher meist
höhere Ozonwerte gemessen als dort,
wo die Ursachen zu finden sind. Stickoxi-
de (NOx), die zum überwiegenden Teil
aus dem Straßenverkehr stammen und

flüchtige organische Verbindungen
(VOC) aus Lösemitteln, sind die soge-
nannten Vorläufersubstanzen, aus denen
sich Ozon unter Einwirkung von UV-
Strahlung bildet. 

In Vorarlberg wurde bereits 1991 ein
Ozon-Maßnahmenprogramm gestartet.
Die Vorläufersubstanzen sollen bis 1996
um 40 Prozent reduzieren werden: mit
Erfolg, siehe Grafik.

Übrigens: Im Vergleich zu anderen
europäischen Ländern hat Vorarlberg auf-
grund seiner wirtschaft lichen und geogra-
phischen Lage (keine Schwerindustrie,
kaum Transitverkehr) äußerst niedrige
NOX Emissionen. 

CO2 – Maßnahmen 
ohne überprüfbare Ziele
Kohlendioxid (C02), das vom Menschen
verursacht wird, z.B. durch den Einsatz
fossiler Brennstoffe, verstärkt den natür -
lichen Treibhauseffekt. Die Folgen: Die
Temperaturen auf der Erde steigen, eine
allmähliche Klimaveränderung ist mess -
bar und spürbar.

In Vorarlberg wurde bereits 1994 ein
 Klimaschutzprogramm verabschiedet, das
mehrere Maßnahmenvorschläge zur
C02-Reduktion beinhaltet. Diese wurden
auch teilweise umgesetzt. Was fehlt, sind
quantitative und zeitlich festgelegte Ziele,
um die Aus wirkungen dieser Maßnah-
men überprüfen zu können.
Laut Berechnungen im Energiekonzept
2000 sind die Emissionen in Vorarlberg
zwischen 1990 und 1996 um 18 Pro-
zent weiter gestiegen (Pro-Kopf-Ver-
brauch: knapp 13 Prozent, s. Grafik). Die
selbe Tendenz gibt es auch bundesweit. 
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Emissionen 1986 – 1996 – (2006)
(Mitte 1980er = 100)
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▲

Die Vorläufersubstanzen VOC 

und NOX konnten seit dem

 Ozongesetz 1992 reduziert  werden.

Luft
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Trotz Maßnahmen zur CO2-Reduktion ist der

Pro-Kopf-Verbrauch in Vorarlberg gestiegen. 

in Vorarlberg

+ –
Vorarlberg konnte die Ozon-

Vorläufersubstanz Stickoxid im
Zeitraum 1985 bis 1996, vor
allem durch technische Verbes-
serungen wie Katalysatoren, um
ca. 28 Prozent reduzieren
(Österreichweit: 24 Prozent).

Die Emissionen der flüch -
tigen organischen Ver bin dungen
(z.B. Lacke, Lösungsmittel) wur-
den zwi schen 1988 und 1996
um 44 Prozent verringert,
(Österreichweit: 32 Prozent). 

Die Klimaschutzkam pagne
leistet einen wesentlichen Bei-
trag zur Information und Sensibi-
lisierung der Bevölkerung.

Das im Entwurf vorliegende
Energiekonzept 2000 beinhaltet
eine Reihe von wirksamen Maß-
nahmen zur CO2-Reduktion.

Die Spitzenwerte der Ozon -
belastung und die Häufigkeit der
Grenzwer t überschrei tun gen
haben nicht abgenommen.

Die bisherigen Maßnahmen
zur Reduktion der Vorläufersub-
stanzen sind ausgeschöpft. Pro-
blematisch bleibt der steigende
Verkehr, insbesondere der LKW-
Verkehr.

Das Klimaschutzprogramm
beinhaltet keine messbaren
Ziele zur CO2-Reduktion und ver-
hindert damit eine Erfolgskon-
trolle.

–

–

–

+

+

+

+

Forderungen

Das Klimaschutzprogramm
muss dringend in einer um -
setzungsorientierten Form weiter-
entwickelt werden. 

In das Raumplanungsgesetz
muss eine Immissionsschutzver-
ordnung aufgenommen werden.

Das im Entwurf vorliegende
Energiekonzept 2000 muss kon-
sequent umgesetzt werden.

!

!

!

plus         minus



Fließgewässer ohne Natur…
Das Vorarlberger Umweltinstitut erhebt
seit 1994 den ökolo gischen Zustand der
Bäche und Flüsse des Landes. Die Ergeb-
nisse dieser Untersuchungen zeichnen
ein düsteres Bild: Von den 1.238 bisher
untersuchten Flusskilometern – das sind
30 Prozent des gesamten Fließgewässer-
netzes – sind nur noch 198 km
unberührte Natur. Bei den großen Fließ-
gewässern sind die Eingriffe besonders
stark, aber auch in den meisten kleineren
Flüssen und Bächen ist das Ökosystem
teilweise gestört.

… aber mit besserer Wasserqualität
Ein Großteil der Fließstrecken (90 Pro-
zent) hat heute, dank der konse quenten
Erfassung und Reinigung der Abwässer,
eine gute Wasserqualität. Trotz großer
Investitionen gibt es aber noch immer –
teilweise erhebliche – Mängel, wie bei-
spielsweise im Rheintal. Zurückzuführen
ist dies auf die Tatsache, dass nach wie
vor Abwässer eingeleitet werden, Dünge-
mittel aus Landwirtschaftsflächen durch-
sickern und die Gewässer zu wenig
Selbstreinigungskraft aufweisen.

Erfolgsgeschichte Bodensee
Die Maßnahmen zur Sanierung des
Bodensees, die von der Gewässerschutz-
kommission vor Jahren be schlossen und
vom Land umgesetzt wurden, hatten
großen Erfolg: Der Phosphorgehalt des
Bodensees, der das Biomassewachstum
im See fördert, konnte auf das Ausmaß
von 1960 verringert werden. Wie sich
der Gewässerzustand unter dem Einfluss
des Klimawandels weiterentwickeln wird,
ist noch nicht absehbar. 
Eines steht aber fest: Wenn sich der See
erwärmt, kann sich Sauerstoff nicht mehr

Erfolg – der Phosphorgehalt des

Bodensees konnte massiv verringert

werden.

Gewasser
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Grad der Naturnähe 
der untersuchten Fließgewässer 

Quelle: Vbger Umweltinstitut, 2000
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„Der Mensch hat die Entwick-
lung vieler Gewässer und
deren Lebensräume durch Ein-
griffe und Störungen der natür-
lichen Abläufe beeinflusst und
verändert. … Durch Regulie-
rungsmaßnahmen wurden die
meisten Flüsse und Bäche in
ihrer Lauflänge stark verkürzt
und ihres Umlandes beraubt.“

Otto Moog, Gewässerökologe

Über die Hälfte der untersuchten

Fließgewässer sind nicht mehr als

naturnah oder als natürlich zu

bezeichnen. 

▼
▼



bis in die unteren Schichten des Sees
mischen. Der im Gewässergrund gebun-
dene Phosphor würde dadurch in großen
Mengen wieder pflanzenverfügbar und
negativ wirksam.

Grundwasserspiegel sinkt
Durch die Maßnahmen zum Hochwas-
serschutz am Rhein hat sich das Niveau
des Grundwasserbegleitstroms gesenkt.
Mit einer fortschreitenden Absenkung ist
zu rechnen, wenn nicht rechtzeitig
gehandelt wird.

11

in Vorarlberg

Die Inventarisierung der Vor-
arlberger Fließgewässer liefert
eine ausgezeichnete Grundlage
für den Gewässerschutz.

Zur Verbesserung des ökolo-
gischen Zustands von Ehbach/
Nafla und Dornbirner Ache /
Lustenauer Kanal werden derzeit
Gewässerbetreuungskonzepte
erarbeitet.

Gute Zusammenarbeit gibt
es in Fragen der Gewässerökolo-
gie mit den Nachbarländern.

Eine Studie zur Grundwas-
ser- und Sohlestabilisierung des
Rheins ist in Arbeit.

In der Stadtstrecke der Dorn-
birner Ache fand eine Restwas-
serdotation statt.

Mehr als 40 Prozent der
Fließstrecken in den Tallagen
sind in einem naturfernen
Zustand.

Das Kontinuum – der Verlauf
von der Mündung bis zur Quelle
des Gewässernetzes – ist durch
zahlreiche Eingriffe gestört.

Störungen des Wasserregi-
mes wie Totalausleitungen und
Schwallabfluss schädigen die
Gewässerlebensräume immer
noch erheblich.

Fehlende Retentions räume
und verkürzte Fließstrecken ver-
stärken die Hochwassergefahr
an den Unterläufen und am
Bodensee.

Ein Drittel der Fließge wässer
des Rheintals weist schlechte
Wasserqualität auf.

Viele Gießenbäche des Rhein-
tals sind durch Grundwasserab-
senkungen ausgetrocknet, bei
anderen besteht die Gefahr, dass
sie periodenweise austrocknen.

–

–

–

–

–

+

+

+

+

–+

Forderungen

Ein Revitalisierungsprogramm
für Fließgewässer, in dem auch
die Wiederherstellung des Konti-
nuums berücksichtigt wird, muss
ausgearbeitet und mit ausrei-
chenden Finanzmitteln ausge-
stattet werden. 

„Harte“ Verbauungen müssen
entfernt und naturnahe Retenti-
onsräume geschaffen werden.
Der dafür notwendige Boden ist
zur Verfügung zu stellen.

Das Großprojekt „Revitalisie-
rung Alpenrhein“ ist zügig voran-
zutreiben.

Ein Konzept zur nachhaltigen
Wasserkraftnutzung, das mit
Interessen des Natur- und Land-
schaftsschutzes abgestimmt ist,
muss vorgelegt werden.

Kriterien für eine nach haltige
Wassernutzung müssen festge-
legt werden. Voraussetzung
dafür ist, dass die Verfügungsge-
walt über das Wasser beim Land
liegt.

!

!

!

!

!
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Böden entstehen in einem Jahrtausende
andauernden Prozess. Werden sie zer-
stört, brauchen sie ebenso lange, um
sich zu regenerieren.

Bodenverbrauch steigt
Jährlich werden für Wohnen, Arbeiten, Ver-
kehr und Versorgung 1,5 – 2 km2 neue
Flächen verbraucht (Bodenschutzkonzept
Vorarlberg 1992). Obgleich für eine
genauere Dokumentation dieser Entwick-
lung zuverlässige Daten fehlen, lassen sich
aus der Wohnbaustatistik einige Tenden-
zen ablesen. Der Wohnungsbestand hat in
Vorarlberg im Vergleich zu anderen Bun-
desländern stark zugenommen.

In der Nachkriegs- und Aufbauphase der
50er bis 70er Jahre waren der Zersiede-
lung keine Grenzen gesetzt, aus dieser
Zeit stammen auch die größten Fehlent-
wicklungen. Mit der Grünzonen ver -
ordnung 1977 hat man versucht, diese
Entwicklung zu stoppen – mit Teilerfol-
gen. Viele Gemeinden haben schon vor-
her weit über die gesetz lichen Vorgaben
hinaus Bauflächen gewidmet. Innerhalb
dieser großzügig festgelegten Siedlungs-
ränder ist die Bautätigkeit meist unge-
steuert weitergegangen. Die überörtliche
Raumplanung hat nur wenige Instru -
mente zur Steuerung der Siedlungsent-
wicklung und reagiert auf Fehlentwicklun-
gen meist nur anlassbezogen (z.B.
Gesetzesnovelle 1999 zu Einkaufszen-
tren oder Erweiterung der Firma Alpla in
die Grünzone).

Bodenzerstörung – Erhebungen fehlen
Die Bodenqualität und die wertvollen
Funktionen der Böden, insbesondere der
Moorböden, werden durch falsche Nut-
zung (Entwässerung, Kalkung, Düngung)
und groß flächige Grundwasserabsen-
kung verändert: Der Boden sinkt ab und
die Wasserspeicher- und Filterfunktion
verringert sich massiv. Hinweise auf
nachteilige Veränderungen gibt es in vie-
len Regionen, detaillierte Untersuchun-
gen liegen nur zum Rheindelta und
Naturschutzgebiet Matschels vor.
Auch das Ausmaß der Bodenrutschun-
gen (Erosionen) ist in den letzten Jahren
gestiegen. Die intensive Nutzung der

Boden

12

Zuwachs Wohnungsbestand 1991-98, Bundesländer im Vergleich
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Anteil der 1- und 2-Familienwohnungen.
Voralberg – Österreich

0

10

20

30

40

50

60
Quelle: Wohnbaustatistik 1999

Vorarlberg

%

1990 1991 1992 1993 1994 1995 1996 1997 1998

Österreich

▲

Vorarlberg hat bundesweit 

den größten Zuwachs an 

Wohnungen.

Der Anteil Ein- und Zwei familien -

häuser hat zwar seit Anfang der

Neunziger abgenommen, nimmt

seit 1996 aber wieder zu.

▼



Forderungen

Eine Überarbeitung und kon-
sequente Umsetzung des Boden-
schutzkonzeptes ist notwendig,
wobei der Bodenverbrauch
besonders berücksichtigt werden
muss. Zuständigkeiten müssen
definiert werden.

Raumplanungsinstrumente
müssen insbesondere auf Lan-
des- und Regionalebene eva-
luiert werden.

Gesetze sollen so novelliert
werden, dass sie einer  scho -
nenden und nachhaltigen

Flächen nutzung entgegenkom-
men.

In allen Regionen, besonders
im ländlichen Raum, sollen
gemeinsam mit der Bevölkerung
Entwicklungskonzepte erarbeitet
werden.

Für die wertvollen Moorbö-
den der Riedlandschaften muss
ein Monitoring-Konzept ent-
wickelt werden, um beobachten
zu können, wie sich der Wasser-
haushalt verändert. In diesen
Gebieten ist auf Ackerbau zu ver-
zichten.

!

!

!

!

!

in Vorarlberg

Böden trägt einen Teil dazu bei: Der
Boden wird verdichtet und kann das
Wasser nur oberflächlich ab führen. Um
die genauen Ursachen für Erosionen
festzustellen, fehlen in Vorarlberg noch
genauere Untersuchungen. Dafür bedarf
es einer Erhebung der Bodenerosionen. 

Bodenschutz durch Abfallvermeidung
Abfall wird zum überwiegenden Teil auf
unseren Böden entsorgt und trägt damit
zur Bodenbelastung bei. Abfalltrennung
und -wiederverwertung schont die
Böden, Abfallvermeidung ist die beste Art
unsere Böden zu schützen. 
Fortschritte gibt es auch bei der Entsor-
gung des Klärschlammes: Dank der Klär-
schlammverordnung 1997 wird nur noch
ein geringer Teil des jährlich anfallenden
Klärschlammes (das sind ca. 10.000 t
Trockensubstrat) auf landwirtschaftliche
Flächen ausgetragen.
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Seit 1996 werden räumliche
Entwicklungskonzepte für die
Überarbeitung der Flächen-
widmungspläne gefördert, an
deren Gestaltung die Bevölke-
rung beteiligt ist. Zirka ein Drittel
der Gemeinden hat diese Mög-
lichkeit bereits genützt.

Die Menge der Haushaltsab-
fälle ist in den letzten Jahren
deutlich zurückgegangen.

Die Schwermetallbelastung
der Böden ist generell gering,
 Altlasten werden fortlaufend
saniert.

Dank der Klärschlammver-
ordnung 1997 landet heute kein
schwermetallbelasteter Nass-
schlamm mehr auf landwirt-
schaftlichen Nutzflächen. 

Der Bodenverbrauch steigt
kontinuierlich an. Einen Über -
blick über das genaue Ausmaß
dieser Entwicklung gibt es nicht.

Kanalerschließungen werden
einheitlich mit mindestens 40 Pro-
zent der Kosten gefördert, ohne die
Rahmenbedingungen (gebirgiges
Gelände, Fehlwidmungen) zu
berücksichtigen. Dadurch wird
ungeregeltes Siedlungswachstum
innerhalb der Gemeindegrenzen
unterstützt.

Es fehlen Entwicklungskon-
zepte für die Freiflächen (Grün -
zone).

Das Bodenschutzkonzept
1992 wurde in seinen wichtig-
sten Forderungen bis heute nicht
umgesetzt.

Es gibt keine Aufzeichnun-
gen/ Kataster über die Boden -
erosionen in Vorarlberg

+

–

–

–

–

+

+

–+

NÖ 734

OÖ 1245

Stmk 1433

Sbg 2102

Ktn 3155Vbg 7199

Bgd 9643

Moorflächen in Österreich in ha

Quelle: Österreichischer 
Moorschutzkatalog, 1992 

▲

Vorarlberg ist mit über 7000 ha eine

der moorreichsten Gegenden von 

Österreich und hat daher auch die 

nationale Verpflichtung diese zu schützen.

+ –plus         minus+ –plus         minus



Biodiversität ist seit dem Weltgipfel in Rio
de Janeiro (1992) ein Schlagwort gewor-
den. Übersetzt heißt es Vielfalt und meint
die Vielfalt der Gene, Tier- und Pflanzen-
arten, Landschaften und Ökosysteme.
Die Sicherung der Biodiversität ist überle-

benswichtig für die Menschheit. Bei
hohem Nutzungsdruck ist die Auswei-
sung von Schutzgebieten häufig die ein-
zige Möglichkeit, empfindliche Land-
schaften und Arten zu erhalten. Oberstes
Ziel des Naturschutzes ist jedoch die
standort- bzw. umweltverträgliche Nut-
zung aller Flächen. 

Naturschutz – Erfolgskontrolle 
notwendig
In Vorarlberg gibt es 26 Naturschutzge-
biete, die 8,2 Prozent der Gesamtfläche
ausmachen. Über den Zustand der
Schutzgebiete sind – mit Ausnahme von
Gsieg-Obere Mähder, Bangs-Matschels
und Rheindelta – nur wenig Informa -
tionen vorhanden. Wie relevant sie für
die Erhaltung der Artenvielfalt sind, ist
daher schwer einzuschätzen. 

Streuwiesenverordnung – 
positive Bilanz
Mit der Streuwiesenverordnung 1990
wurde versucht, die großen Flachmoor-
bereiche im Rheintal und Walgau zu
schützen. Mit Erfolg: Eine naturnahe Nut-
zung ist in diesen Gebieten gesichert. 
Trotz dieser positiven Entwicklung gibt es
Indikatoren für eine Verschlechterung in
den Feuchtgebieten, wie z.B. der Brut -
vogelbestand zeigt:

Streuwiesenbestand 1999 
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Verlust seit 1990

Geschützter Streuwiesenbestand

nicht geschützter Streuwiesenbestand

Im Rheintal und Walgau wird

der Großteil der Streuwiesen

standortverträglich genutzt. 

▼

Biologische und 
landschaftliche Viel

Trends und Entwicklungen
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Art Trend seit 1993 Situation in Vorarlberg Rote Liste 2000*
Gänsesäger seit 1994 wieder Brutnachweise Vom Aussterben bedroht
Brachvogel Nur sporadische Bruterfolge Vom Aussterben bedroht
Graureiher 1998 – 1999 keine Bruterfolge Vom Aussterben bedroht
Kiebitz Signifikante Abnahme Vom Aussterben bedroht
Uferschnepfe seit 1996 kein Bruterfolg mehr Vom Aussterben bedroht
Wiesenpieper 1990 letzter Brutverdacht Ausgestorben

* voraussichtliche Einstufung, Quelle: Rita Kilzer, Projektleiterin „Rote Liste der gefährdeten Brutvögel Vorarlbergs“, 2000

Natur und Umwelt 

„An der biologischen Vielfalt
lassen sich Erfolg oder Misser-
folg nachhaltiger Nutzung von
Natur und Landschaft messen.
Sie zeigt wie sorgfältig wir mit
unseren biologischen Ressour-
cen umgehen.“ 
Forschungs- und Sammlungs-
konzept – Vorarlberger Natur-
schau, 2000

➔
➔
➔

➔

➔

➔



Langzeitbeobachtung fehlt
In Vorarlberg gibt es noch wenig Instru-
mente, um die Veränderungen in Natur
und Landschaft systematisch zu beob-
achten. Für einige Teilgebiete und Arten-
gruppen (z.B. Vögel s.o.) werden zwar
Erhebungen durchgeführt, diese Arbeiten
sind aber Großteils nur Momentaufnah-
men (z.B. Vorarlberger Waldvegetations-
kartierung, Fließgewässerinventar und
Biotopkartierung). Was fehlt sind Monito-
ringprogramme für die Langzeitbeobach-
tung (Biomonitoring), wie es sie etwa in
Deutschland und der Schweiz gibt.

15

Der Biosphärenpark Großes
Walsertal ist ein innovatives Bei-
spiel für einen integrierten Natur-
schutz.

Die Streuwiesenverordnung
für Rheintal und Walgau ist ein
erfolgreicher Weg, Kulturlandschaft
zu schützen.

Vorarlberg und Kärnten haben
Feuchtgebiete generell gesetzlich
geschützt. Landwirte, die auf eine
intensive Nutzung verzichten,
erhalten aus ÖPUL-Mitteln bzw.
aus dem Naturschutzfonds Aus-
gleichszahlungen. 

Das novellierte Naturschutz-
recht 1997 entspricht den heuti-
gen Anforderungen, insbesondere
die neuen Schutzkategorien (Bio -
sphärenpark, Ruhezone), die Auf-
wertung der Gemeindeverantwor-
tung sowie die Vorschrift, die Ver-
gabe von Förderungen mit Natur-
schutzzielen zu verknüpfen, sind
zu begrüßen. 

Vorarlberg hat kein Natur-
schutzkonzept und auch kein
flächendeckendes Programm zur
Sicherung der Artenvielfalt.

Viele Naturschutzgebiete kön-
nen nur mangelhaft überwacht
und betreut werden. Aufgrund ver-
schiedener Eingriffe sind daher
Verschlechterungen eingetreten
(z.B. Fohramoos, Hirschberg, Ross -
bad).

Wichtige Maßnahmen, die im
Biotopinventar vorgeschlagen wur-
den, sind bisher kaum umgesetzt
worden. 

Das Rheindelta ist durch
Grundwasserabsenkungen so wie
durch Freizeit- und Erholungsver-
kehr bzw. -betrieb akut gefährdet.

Wertvolle Streuwiesen im
Rheintal und Walgau sind von der
Streuwiesenverordnung ausge-
nommen (z.B. Dornbirn Gleggen,
und Gebiete südlich des Natur-
schutzgebietes in Höchst).

Die als Natura 2000-Gebiete
ausgewählten Flächen entspre-
chen zwar den internationalen
und nationalen Anforderungen.
Sie sind aber von ihrer Größe her
nicht optimal, das gilt insbesonde-
re für das „Lauteracher Ried“

–

–

–

–

–
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+

+

–+

Forderungen

Ein Schutzkonzept für Vorarl-
berg soll entwickelt werden, um
insbesondere in den Tallagen
eine ökologische Vernetzung zu
gewährleisten. Ein Monitoringpro-
gramm für die Naturschutzgebie-
te und Natura 2000-Gebiete soll
entwickelt werden.

Ein integrales, anwendungso-
rientiertes und flächendeckendes
Landschaftsinventar, das auf die
Pilotstudie Großes Walsertal auf-
baut, soll erstellt werden.

Mehr personelle und finan -
zielle Ressourcen müssen für den
integrierten Naturschutz mit sei-
nen wachsenden Anforderungen
zur Verfügung ge stellt werden.

Es wird empfohlen, regionale
Naturschutzzentren einzurichten.

!

!

!

!

+ –plus         minus
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Eine ausreichende Energieversorgung ist
Voraussetzung für die wirtschaft liche Ent-
wicklung und Grundlage unserer hohen
Lebensqualität. Anreize zum Energiespa-
ren, die Förderung umweltschonender
Energieformen und die Energiepreisge-
staltung sind Schlüsselfaktoren für eine
nachhaltige Energiepolitik.

Energie, die der Umwelt schadet
Die wichtigsten Energiequellen in Vorarl-
berg sind fossile Brennstoffe und die
Wasserkraft. Beide haben unterschiedli-
che Auswirkungen auf die Umweltqua-
lität: Fossile Brennstoffe beeinträchtigen
die Luftqualität und setzen große Men-
gen C02 frei, die langfristig klimaverän-
dernd wirken. Energieerzeugung aus
Wasserkraft hat dramatische Auswirkun-
gen auf Natur und Landschaft.

Trotz Alternativen wenig Fortschritt
Im Vorarlberger Energiekonzept 1989
wurden Ziele für eine künftige Energie-
versorgung festgelegt. Teilweise wurden
diese bereits erreicht, in wichtigen Berei-
chen aber noch nicht in Angriff genom-
men: Positiv ist, dass nachhaltige Ener-
gieformen wie die solare Warmwasser-
aufbereitung, die Geothermie, die Abwär-
me und die Solarstromerzeugung ver-
stärkt eingesetzt werden. In acht
landwirtschaft lichen Betrieben gibt es
bereits Pilotanlagen zur Biogasprodukti-
on. Bei weitem nicht ausgeschöpft ist das
Potential an Einsatzmöglichkeiten von
z.B. Biomasse-Nahwärmeversorgung,
Deponie- und Klärgasanlagen. Da rüber
hinaus macht der steigende Verbrauch
an Heizöl und Treibstoff die positive Ten-
denz bei den nachhaltigen Energiefor-
men zunichte. Das Ziel, die Mineralölpro-
dukte durch heimische Energieträger und
Erdgas zu ersetzen, wurde nicht erreicht:
s. Grafik.
Es hat also kaum Fortschritte beim Ersatz
fossiler durch erneuerbare Energiefor-
men gegeben. Im Entwurf des Energie-
konzeptes 2000 ist das ehemalige Ziel,
den Anteil fossiler Energieträger am
Gesamtenergieverbrauch zu reduzieren,
nicht mehr enthalten.

Fossil 1)

Erneuerbar 2)

1990 1992 1994 1996* 1998

1) Heizöl, Treibstoff, Erdgas, Kohle     
2) Elektrizität (wird zu 100% als erneuerbar betrachtet), Holz, sonstige Energieformen     
*   Holz wurde neu bewertet  
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Anteil fossiler und erneuerbarer Energieträger in Vorarlberg
Quelle: Amt der Vbg. Landesregierung, Wirtschaftsabteilung

Das Verhältnis von fossiler 

zu erneuerbarer Energie hat

sich innerhalb von zehn  Jahren

kaum geändert.

▼

Energie

Trends und Entwicklungen
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▲

Vorarlberg hat österreichweit

die niedrigsten Strompreise.
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Der Energiesparverein wurde
zum Energie-Institut weiterent-
wickelt und damit sichergestellt,
dass Energie ein Thema bleibt.

Die Förderungsrichtlinien für
die Nutzung erneuerbarer Ener-
gieträger und Investi tionen sind
in Vorarlberg vorbildlich.

Die international renommierte
„Energiespar-Architektur" (Passiv-,
Niedrig- und Nullenergiehäuser)
in Vorarlberg ist ein Zeichen
dafür, dass das Energiesparpo-
tential im Raumwärmebereich
erkannt wird. 

Energieberater in Gemein-
den und regionale Energie -
beratungsstellen sorgen für
Bewusstseinsbildung und Ver-
breitung von Information.

Der Energieverbrauch ist in
den letzten Jahren kontinuierlich
gestiegen.

In der Bautechnikverordnung
fehlen Energie- und Um welt -
schutzstandards (Energie konzept
2000). 

Der Entwurf zum „Energie-
konzept Vorarlberg 2000“ ist in
vielen Bereichen richtungswei-
send. Der Verkehr, mit einem
Anteil am Energieverbrauch von
25 Prozent, wird unzureichend
behandelt.

+

–

–

+

+

–+

Forderungen

Das Energiekonzept 2000 soll
beschlossen und rasch umgesetzt
werden. 

Im Verkehrsbereich müssen
energieeffiziente Maßnahmen
getroffen werden. Das geplante
Verkehrskonzept muss unbedingt
messbare Reduktionsziele enthal-
ten.

Für „Ökostrom“ aus Alternativ-
energiequellen (inkl. Wasserkraft)
soll ein Gütesiegel mit klaren Kri-
terien entwickelt werden.

!

!

!

in Vorarlberg

Niedriger Strompreis – 
Sparanreiz fehlt
Vorarlberg kann die Energiepreise nur im
Bereich Elektrizität selbst gestalten, da
diese zum Großteil selbst produziert
wird. Die niedrigen Strompreise (siehe
Grafik), die auch bundesweit im unter-
sten Bereich liegen, mögen zwar für den
Verbraucher wünschenswert sein, verrin-
gern aber die Anreize zum Sparen. 

+ –plus         minus



Lärm, Bodenverbrauch, hohe Schadstoff -
emissionen und steigender Verbrauch
fossiler Treibstoffe – die negativen
Umweltbelastungen des Verkehrs wach-
sen stärker als jene anderer Wirtschafts-
sektoren. 

Verkehrsaufkommen steigt
Der Verkehr verursacht ca. ein Drittel der
C02-Emissionen (VCÖ 1997: Klimafaktor
Mobilität). In Vorarlberg fließen rund 25
Prozent des gesamten Energiever-
brauchs in den Verkehrssektor. Beinahe
jeder zweite Einwohner besitzt ein Auto.

Auf der A14 ist das Verkehrsaufkommen
in den letzten zehn Jahren um über 30
Prozent gestiegen.

Raumplanung nutzen – 
Verkehr verringern
Durch die starke Zersiedelung, die Tren-
nung von Wohn- und Arbeitswelt und die
Vernachlässigung des öffent lichen Ver-
kehrs bei gleichzeitiger Unterstützung
des Individualverkehrs sind immer mehr
Menschen vom Auto abhängig gewor-
den. Das hat deutliche Spuren hinterlas-
sen: Im Rheintal gibt es heute kaum
größere Flächen, die nicht durch Landes-
oder Bundesstraßen zerteilt sind.

Die Raumplanung bemüht sich zwar,
den individuellen Einkaufs- und Freizeit-
verkehr zu verringern, z.B. durch eine
Stärkung der Ortskerne oder mit Verord-
nungen für Einkaufszentren außerhalb
des Siedlungsbereichs. Die Möglichkei-
ten auf diesem Sektor sind aber bei wei-
tem nicht ausgeschöpft: So sollte bei-
spielsweise die Wohnbauförderung an
eine umweltfreund liche Verkehrsabwick-
lung gekoppelt werden. In innerstädti-
schen Bereichen dürften grund sätzlich
keine Parkplätze gefördert, vielmehr
müsste der öffentliche Verkehr gestärkt
werden.

Vorbildlich und preisgekrönt
Vorarlberg hat in den letzten Jahren den
Stadt- und Landbusverkehr vorbildlich
ausgebaut und bekam dafür auch Aner-
kennung: Der Vorarlberger Verkehrsver-
bund erhielt 1999 den Mobilitätspreis
des VCÖ in einem bundesweiten Wett-
bewerb. Ebenfalls preisgekrönt wurde die
1993 gestar tete „FahrRad“ Kampagne,
die in Zusammenarbeit mit Kommunen,

Motorisierungsgrad PKW/1000 Ew

Quelle: eigene Berechnungen
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Rund jeder zweite Einwohner Vor-

arlbergs besitzt ein eigenes Auto.

▼

▲

Durch den Bau der A 14 hat

es keine Entlastung für die

Bundesstraße B 190 gegeben.

Verkehr und Larm

Trends und Entwicklungen
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Regionen und Betrieben durchgeführt
wird. Der Erfolg lässt sich sehen: Im
„FahrRad Handbuch 2000“ werden die
kreativen Mobilitätskonzepte von 15
Betrieben und Institutionen dokumen-
tiert. Zum sicheren Radfahren in Vorarl-
berg trägt ein Fahrradwegenetz bei, das
mittlerweile 150 km umfasst.

Lärmbelastung nimmt zu
Das steigende Verkehrsaufkommen
erhöht auch die Lärmbelastung. In Vorarl -
berg gibt es kein Datenmaterial, das eine
Einschätzung der Situation zulässt. Da
Lärm krank macht, müssen Lärm und
Lärmschutz stärker thematisiert werden.
Ähnlich wie in Salzburg, Ober österreich
und der Steiermark, sollte Lärmschutz in
die Raumplanungsgesetzgebung aufge-
nommen werden.

Pr
oz

en
tu

al
er

 A
nt

ei
l a

n 
Ge

sa
m

tk
os

te
n

   Landesausgaben für Erhaltung und Investition von Straßen – 
Öffentlicher Personenverkehr, nicht motorisierter Verkehr

Öffentlicher Verkehr, nicht motorisierter Verkehr Erhaltung und Investition Straßen

Quelle: Vorarlberger Rechnungsabschlüsse 1993-99
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▲

Das Land investiert weit mehr in den Erhalt

und Neubau seiner Straßen als in den ÖPNV

und nicht-motorisierten Individualverkehr. 
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Der Verkehrsverbund wurde
ausgebaut und verbessert.

Der Einsatz von Freizeit- und
Veranstaltungsbussen sowie -
zügen wurde erweitert (Messe-
bus, Skizug und -bus, Festspiel-
zug, Bade- und Wanderbusse
etc.).

Das Rad- und Wanderwege-
netz wurde erheblich erweitert
und ausgeschildert.

Die FahrRad Kampagne hat
mit zahlreichen Aktionen und
Maßnahmen zu einem fahrrad-
freundlichen Klima ge führt und
international anerkannte Projekte
hervorgebracht.

Mit dem Projekt „Lebenswert
leben“ wird Bewusstsein für die
Nahversorgung ge schaffen und
damit langfristig Verkehr redu-
ziert.

Ein Konzeptentwurf zur Stär-
kung der Ortskerne als Einkaufs-
zentren wurde erstellt. Er enthält
positive Ansätze zur Verkehrsre-
duktion.

Der motorisierte Individual-
verkehr ist weiter gestiegen, der
Anteil der LKWs auf Vorarlberger
Straßen hat überproportional
zugenommen.

Der Bau der S18, der 2. Tun-
nelröhre am Amberg und des
Letzetunnels würde Transit-
lücken schließen und damit den
Transitverkehr weiter anziehen. 

Der Güterverkehr auf der
Bahn in und durch Vorarlberg
wurde nicht ausgebaut oder
gestärkt. Der Anteil der Bahn am
gesamten Güterverkehr hat wei-
ter abgenommen.

Im Energiekonzept 2000
fehlen Lösungsansätze für den
Verkehr, der immerhin ein Viertel
des Energieverbrauchs in Vorarl-
berg verursacht.

In den Bau und die Erhaltung
von Straßen werden 75 Prozent
der gesamten Ausgaben für die
individuelle Mobilität investiert. 

Es fehlen nach wie vor raum-
planerische Maßnahmen zur
Verkehrsreduktion.
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in Vorarlberg

Forderungen

Wirtschafts- und Verkehrs-
wachstum muss entkoppelt wer-
den (z.B. durch Einführung einer
integrativen Steuerung des Ver-
kehrs, Stadt- und Regionalpla-
nung mit Flächenwidmung,
Stand ortpolitik für Betriebe).

Verschiedene Maßnahmen
wie bspw. eine veränderte
Flächennutzung, eingeschränkte
Parkmöglichkeiten sowie Anreize

z.B. für eine bessere Auslastung
der Fahrzeuge müssen geschaf-
fen werden, um das Verkehrs-
wachstum einzuschränken.

Es muss stärker in den nicht
motorisierten und öffentlichen
Personennahverkehr investiert
werden anstatt in den Straßen-
bau. Der Güterverkehr muss auf
die Schiene und in den Kombi-
verkehr verlagert werden.

!

!

!
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Weniger Flächen – intensive 
Nutzung
Die Bedeutung der Landwirtschaft zur
Einkommenssicherung der Bevölkerung
ist seit den 60er Jahren stetig gesunken.
Die Auswirkungen landwirtschaftlicher
Tätigkeit auf Natur und Umwelt sind hin-
gegen nach wie vor bedeutend.

Über 50  Prozent der Fläche Vorarlbergs
werden derzeit als Agrarland genutzt,
dabei zeigt sich folgende Entwicklung:
Immer mehr Flächen mit geringem
Ertragswert werden als landwirtschaftli-
che Nutzfläche aufgegeben, während auf
günstig gelegenen Flächen die landwirt-
schaftliche Nutzung intensiviert wird. Die
Folge ist ein dramatisches Ausmaß an
Verwaldung (s. Vom Wandel der Land-
schaft S. 50) in den Grenzertragsregio-
nen und Abnahme der landschaftlichen
und biologischen Vielfalt in Berg und Tal.

Gezielte Öko-Förderung 
Mehr als die Hälfte der Fördermittel, die
1998 in Österreich an landwirtschaft -
liche Betriebe gezahlt wurden, können
als ökologisch motiviert bezeichnet wer-
den. Der Großteil dieser Öko-Förderun-
gen wurde innerhalb des ÖPUL-Pro-
grammes verteilt. (Österreichisches Pro-
gramm zur Förderung einer umweltge-
rechten, extensiven und den natürlichen
Lebensraum schützenden Landwirt-
schaft). Fast 100  Prozent aller Vorarl-
berger Betriebe haben eine ÖPUL-För-
derung erhalten.

Das Förderprogramm in Vorarlberg ist
also auf eine breite Akzeptanz gestoßen.
Es muss aber auch darauf hingewiesen
werden, dass Förderkriterien, die vom
Großteil der Antragssteller erfüllt werden
können, eher einen Förder-Sockelbetrag
darstellen als eine gezielte Förderung zur
Erreichung ökologischer Ziele.

Betriebliche Kreisläufe erhalten
Auch wenn die ÖPUL-Richtlinien einge-
halten werden, ist es nach wie vor mög-
lich, große Mengen an Futtermittel auf
den Hof zu „importieren“. Dies stellt vor
allem im Hinblick auf die Düngung ein
Problem dar. Zwar verwenden über 75
Prozent aller Vorarlberger Betriebe keinen
leicht löslichen Handels(kunst)dünger
mehr. Durch den Futtermittelzukauf kann
jedoch ein innerbetrieblicher Nährstoffü-
berschuss entstehen. Dies bedeutet
langfristig gesehen eine Überversorgung
von Böden mit Nährstoffen und damit
eine Unterbrechung des natürlichen
Kreislaufs (s. Kapitel Boden).

Anteil der Land- und Forstwirtschaft an der Bruttowertschöpfung seit 1988  – 
Vorarlberg und Österreich im Vergleich
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Vorarlberg
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Quelle: 
Stat. Nachrichten 1999

„Bessere Umweltergebnisse
werden sich einstellen, wenn
Politik und Märkte den Landwir-
ten keine widersprüch lichen
Signale vermitteln.“

Generalsekretär der OECD,1999

▲

Der Anteil der Land- und Forstwirt-

schaft an der Bruttowertschöpfung

hat in den letzten 10 Jahren weiter

abgenommen. 

Landwirtschaft
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Prozentualer Anteil der Betriebe

Prozentualer Anteil der Flächen
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▲

In Vorarlberg wird - verglichen mit anderen

europäischen Ländern und dem Bundesgebiet

– wenig Kunstdünger verwendet.
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Forderungen

Der Spielraum der Bundes-
länder bei der Gestaltung der
ÖPUL-Förderrichtlinien muss voll
ausgeschöpft werden, um die
regionale Treffsicherheit zu
gewährleisten. Die Vergabe ist
daher sorgfältig zu planen und
zu evaluieren.

Ein Minimalstandard für
Naturnähe muss insbesondere
für Flächen mit intensiver
 Nutzung  festgelegt werden.
Naturvorrangflächen müssen
definiert werden.

In Gebieten mit Trend zur
Aufgabe landwirtschaft licher
Nutzung muss gemeinsam mit
den ansässigen Betrieben und

der Bevölkerung eine Diskussion
darüber geführt werden,  welche
Form der Landwirtschaft auf wel-
chen Flächen aus raumplaneri-
scher Sicht  wünschenswert ist.

Ein geeignetes Monitoring-
System soll eingerichtet werden,
um die Lage und das
Flächenausmaß von nicht mehr
genutzten Grenzertragsflächen
zu  erheben. Die qua litativen
und quantitativen  Folgen dieser
Entwicklung können damit abge-
schätzt werden. 

Um die Wirkungen von
„betriebsfremdem“ Dünger auf
die Umwelt genauer beurteilen
zu können, sind Datenerhebun-
gen insbesondere in den Alpen
notwendig. 

!

!

!

!

!

Mit einer eigenen Landesför-
derung werden Kleinstbetriebe
unterstützt (<2 ha), die vom
ÖPUL-Programm ausgeschlos-
sen sind. 

In der Grünlandbewirtschaf-
tung wird auf den Einsatz
ertragssteigernder Betriebsmittel
weitgehend verzichtet (ÖPUL-
Programm).

Schutzmaßnahmen und Pfle-
gegelder sichern die naturnahe
Bewirtschaftung der Flachmoore
im Rheintal und im Walgau.

Die Landwirtschaftsschule
Hohenems bietet eine im Lehr-
plan verankerte umfassende
ökologische Grundausbildung
für Jungbauern.

Innovative Ideen von Bauern
(z.B. bei der Vermarktung von
Käse) werden professionell
umgesetzt.

Es gibt keine Erhebung über
das Ausmaß und den Standort
jener Grenzertragsflächen, die
nicht mehr genutzt werden (Vor-
aussetzung für Erhaltung der Kul-
turlandschaft).

Agrarflächen werden trotz
unterschiedlicher Höhenlage
und verschiedenem Nährstoffge-
halt immer öfter einheitlich
genutzt. Dies führt zu einem Ver-
lust an Tier- und Pflanzenarten
sowie an Landschaftsvielfalt und
Lebensraumqualität.

Eine konkrete betriebliche
Beratung darüber, wie Grünland
standortgerecht und umweltver-
träglich genutzt werden kann,
fehlt (neue Förderstrategie im
ÖPUL-Programm).

Die im Bodenschutzkonzept
von 1992 verankerten Forderun-
gen werden nur teilweise erfüllt.
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Menschen, die sich mit Jagd, Fischerei
oder Imkerei befassen, sind meistens
auch gute Naturbeobachter. Sie nehmen
die laufenden Veränderungen in der
Landschaft früher war als andere. Gleich-
zeitig greifen sie aber auch in den natür-
lichen Kreislauf ein.

Wildlebensräume sind gefährdet
Die zunehmenden Belastungen durch
Lärm, sportliche Aktivitäten wie z.B.
Mountainbiking, Paragleiten oder Skitou-
ren aber auch die Beeinträchtigungen
durch intensive Land- und Forstwirt-
schaft, Gewässerverbauungen, Verkehr
und Tourismus entziehen Wildtieren,
Fischen und Wildbienen ihre Lebensräu-
me. Besonders anfällig für Störungen von
außen sind zum Beispiel Schalenwild -
tiere wie Rotwild, Gemsen und Stein-
böcke aber auch Rauhfußhühner. Mono-
tone Strukturen in Land- und Forstwirt-
schaft haben Auswirkungen auf Feld -
hasen, Feldlerche aber auch Wildbienen.  

Verbissschäden im Wald –
ein Symptom
Auch ein zu hoher Wildbestand (durch
Rückzug auf verbleibende Flächen) kann
für den Forst und andere Tiere eine
Gefahr darstellen: In einigen Regionen
Vorarlbergs ist der Schalenwildbestand so
hoch, dass die natürliche Verjüngung der
Wälder durch Verbiss gefährdet und das
Futterangebot für andere Tiere stark redu-
ziert ist (s. BirdLife Studie „Brutvorkom-
men im Silbertal“, 2000). Die Abschuss -
zahlen nach schalenwildfreien Vergleichs-
flächen festzusetzen wie es das Jagdge-
setz vorsieht, ist für die Lösung des Pro-
blems nicht ausreichend. Auch die Wild-
gatterungen im Winter, wo Rotwild gehegt
und gefüttert wird, um größeren Verbiss-

Jagd, Fische rei
und Imkerei

Trends und Entwicklungen
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schäden vorzubeugen, ist nur Symptom-
bekämpfung. Außerdem ist sie auch aus
ethischen Gründen abzulehnen.

Konzepte und Erfolgskontrollen fehlen 
Die Nutzung der Natur und des Tierbe-
standes für wirtschaftliche Zwecke ist
dann legitim, wenn sie nachhaltig erfolgt.
Das heißt, wenn Wildtiere und ihre
Lebensräume geschützt werden. Die
Wildgatterung, der Abschuss von seltenen
und gefährdeten Wildarten aber auch das
Aussetzen von nicht einheimischen
Fischarten sowie die Bewirtschaftung von
Hochgebirgsseen wirken sich auf die
Population und Landschaftsräume aus.
Untersuchungen dazu fehlen jedoch.
 Disziplinübergreifende, raumplanerische
Konzepte für Jagd und Fischerei sind not-
wendig, in denen die Ziele für eine nach-
haltige Nutzung festgelegt werden.

23

Wildökologische Konzepte
zum Schutz des Jungwaldes zei-
gen erste Erfolge.

Das Steinwild wurde erfolg-
reich wiedereingebürgert und
wird auch wirtschaftlich genutzt.
Durch aktive Informationspolitik
gibt es unter den Jägern große
Akzeptanz für eingewanderte
Großregulatoren wie z.B. den
Luchs.

In der Grundausbildung und
Weiterbildung von Jägern und
Fischern werden wildökologi-
sche Zusammenhänge vermit-
telt.

Das  Fischereigesetz 2000 ist
zeitgemäß und beinhaltet
wesentliche Anliegen des Natur-
und Umweltschutzes.

Die Regenbogenforelle wird
nicht eingesetzt, wenn in dem
Gewässer die Bachforelle natür-
lich vorkommt. Man ist eher
bemüht, den Zustand der Fließ-
gewässer zu sanieren als die
Arten auszuwechseln.

Immer mehr Freizeit- und
Sportaktivisten drängen in bisher
wenig berührte Wildlebensräu-
me vor. Die Tiere verlieren ihren
Lebensraum und leiden unter
Stressfaktoren. Sie weichen in
suboptimale Räume aus oder
die Popula tion verringert sich.

Das Kontinuum der Fließge-
wässer wird aufgetrennt.
Dadurch verlieren die Fische
ihren natürlichen Lebensraum.

Durch künstlich herbeige-
führte Fischansiedlung in kleinen
Gewässern (z.B. in abgelegenen
Hochlagen) werden andere Tier-
arten gefährdet (z.B. Lurche).
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Forderungen

Jagd und Fischerei unterlie-
gen, wie alle anderen Land-
schaftsnutzungen, der Raumpla-
nung und müssen mit dieser in
Einklang stehen. Die Jagdpla-
nung muss sich den Bedürfnis-
sen der Wildtiere und ihrer
Lebensräume unterordnen.

Seltene und bedrohte Arten
dürfen nicht abgeschossen wer-
den. Das Argument der  Popu la -
tions regulation muss durch Er -
folgskontrollen überprüft werden.

In international bedeutenden
Wasser- und Zugvogelgebieten
darf nicht mehr gejagt werden.

Auch sogenannte „Hegeab-
schüsse“ müssen unterlassen
werden, da sie sich auf Wasser-
vögel negativ auswirken.

In den Berggebieten sind sai-
sonale und ganzjährige Ruhege-
biete auszuweisen, bestimmte
Räume sollen nicht erschlossen
werden. Die Bevölkerung muss
über die Lebensraumansprüche
des Wildes informiert werden.

Auf eine Wildgatterhaltung ist
zu verzichten. Einwirkungen auf
Fauna und Flora müssen wissen-
schaftlich untersucht werden.

!

!

!

!

!
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Tourismus lebt von Natur
Die Tourismus- und Freizeitwirtschaft ist
mit zwölf Prozent Wertschöpfungsanteil
ein bedeutender Wirtschaftszweig. 
Neben der Landwirtschaft ist er am stärk-
sten mit dem Natur- und Umweltschutz
verbunden: Tourismus lebt von der intak-
ten Umwelt und gefährdet sie gleichzei-
tig durch permanente Eingriffe (Nut-
zungsintensität, Erschließungen, Lärm
usw.).

Trotz stabiler Infrastruktur 
intensivere Nutzung
Die Zahl der touristischen Einrichtungen
ist in den letzten Jahren annähernd
gleich geblieben (s. Anzahl der Aufstiegs-
hilfen) oder sogar gesunken (wie z.B. die
Anzahl der Betten in der Hotellerie). Die
Landschaft wird aber immer intensiver
genutzt und ist einem enormen Druck
ausgesetzt: Die Transportkapazität der
Seilbahnen und Lifte, landschaftsnutzen-
de Trendsportarten so wie Großveranstal-
tungen (Event-Tourismus) nehmen zu.
Auch die Anzahl der Beschneiungsan -
lagen steigt.

Hausgemachter Freizeitverkehr 
Ein weiteres Problem ist das starke Ver-
kehrsaufkommen, das vor allem durch
den Tagestouristen verursacht wird. Der
Anteil am gesamten touristischen
Geschehen macht 46 Prozent aus (Win-
terhalbjahr 1999/2000 – erstmalige
repräsentative Erhebung). 
Vieles davon ist also „hausgemachter“
Freizeitverkehr. Aber gerade die Ver-
kehrsbelastung zu Stoßzeiten wird
immer wieder als Argument zum Neu-
oder Ausbau vor allem hochrangiger
Straßen verwendet. Bereits jetzt sind
Vorarlbergs Naturräume extrem stark von
Verkehrswegen durchschnitten und
belastet.

Konzept für einen nachhaltigen 
Tourismus
Das Vorarlberger Tourismuskonzept 1992
ist eine hervorragende Grundlage für das
optimale Zusammenspiel von Natur- und
Umweltschutz und Tourismus. Die Umset-
zung der darin entwickelten Maßnahmen
und Empfehlungen hinkt allerdings dem
Konzept nach. 
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Es gibt zwar insgesamt weniger

Aufstiegs hilfen, die Transportkapa-

zität (Personenhöhenmeter pro Stun-

de) ist aber seit 1990 um mehr als

20 Prozent gestiegen.

▲

„Wir müssen alle lernen, in
größeren Zusammenhängen
zu denken … Besonders Qua-
litätstourismus, wie er in diesem
neuen Konzept verstanden
wird, schafft die Möglichkeit,
sich mit anderen Menschen
und Kulturen auseinander zu
setzen, mit ihnen vertraut zu
werden. Wenn wir uns be -
mühen, einander zu verstehen
und zu achten, wird Rücksicht-
nahme zum Bedürfnis – Rück-
sichtnahme gegenüber unse-
ren Mitmenschen und gegen -
über der Natur.“

Landeshauptmann 
Dr. Martin Purtscher,
Präambel des Tourismus-
konzepts 1992



Beschneiungsanlagen

Schneekanonen
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Nachhaltigkeit ist Thema, wie
die Beispiele Biosphärenpark,
Käsestrasse und das dialogorien-
tierte Entwicklungskonzept im
hinteren Bregenzerwald zeigen.

In vielen Regionen werden
Touristen motiviert, auf öffentli-
che Verkehrsmittel umzusteigen.

Es wird versucht, den Trans-
port- und Alpinwandertourismus
in vernünftige Bahnen zu lenken.

Angebote für Touristen, in
denen Naturverständnis vermit-
telt wird, werden ausgeweitet.

Das Tourismuskonzept Vor-
arlberg 1992 legt auf eine
nachhaltige Entwicklung
großen Wert, in der Umset-
zung gibt es große Defizite.

Immer mehr sensible Land-
schaften sind durch den hohen
Nutzungsdruck auf bereits
erschlossene Gebiete und die
Zunahme neuer Trendsportarten
gefährdet.

Es gibt den Trend zu Groß -
veranstaltungen im sensiblen
hochalpinen Bereich (z.B.
Zimba-Feuerwerk, Silvretta
Nova).

Der Flächenverbrauch durch
immer mehr Sport- und Freizeit-
anlagen steigt.

Die Verkehrsprobleme, die
durch die – überwiegenden –
Individualanreisenden und den
starken Freizeitverkehr entste-
hen, werden zu wenig beachtet.
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Forderungen

Das Tourismuskonzept 1992
muss evaluiert, an neue Entwick-
lungen angepasst und um gesetzt
werden (inkl. be gleitendes Con-
trolling).

Um Positivbeispiele zu schaf-
fen, soll bei Interessenskonflikten
zwischen Naturschutz und Touris-
mus Konfliktmanagement einge-
setzt werden.

Mit einer Naturschutzabgabe
für den Tourismus (Umweltvig-
nette für Mountainbikes, Skiliftkar-
te usw.) sollte dieser seinen Teil
zur Sicherung und Erhaltung
einer intakten Natur- und Kultur-
landschaft beitragen. 

!

!

!

▲

In nur vier Jahren ist die Anzahl der Be -

schneiungsanlagen und der künstlich  

be schneiten Fläche um mehr als 50 Prozent

gestiegen!

+ –plus         minus



War Umweltbildung lange Zeit einzig die
Aufgabe der Schulen, so hat sich das Ver-
ständnis und das Aufgabenfeld in den
letzten 20 Jahren stark gewandelt.
Zahlreiche Landeseinrichtungen wie bei-
spielsweise das Energie-Institut, die Vor-
arlberger Naturschau, das Bildungsinstitut
Schloß Hofen oder das Büro für
Zukunftsfragen aber auch Kommunen,
Regionen sowie NGO's (z.B. BirdLife,
ÖNB) und die Wirtschaft haben Aufga-
ben im Bereich Umweltbildung über-
nommen. 

Neue Wege und Konzepte
Mit der Erkenntnis, dass Wissen und Ver-
stehen nicht unmittelbar zu einer Werte-
und Verhaltensveränderung führen, wer-
den in Vorarlberg auch neue Konzepte
entwickelt  und Wege beschritten. Kam-
pagnen und umsetzungsorientierte Pro-
jekte, wie die Ozon- und Klimakampagne
oder die FahrRad-Initiative, die vom Büro
für Zukunftsfragen initiiert wurden, sind
Beispiele dafür. Beratung vor Ort, wie sie
in den lokalen Energie-Beratungsstellen
des Energie-Institutes und der kommu-
nalen Naturschutzberatung durchgeführt
wird, hat neben Informa tions- auch Bil-
dungsfunktion.

Diskussion und Bürgerbeteiligung
Immer häufiger werden umweltpoli tische
Entscheidungen in den Regionen und
Kommunen unter aktiver Beteiligung der
Bevölkerung getroffen. Erfolgreiche Bei-
spiele dafür sind das Projekt „Lebenswert
Leben“ und der Bio sphärenpark im
Großen Walsertal.

Interdisziplinäre Forschung ausweiten
In Vorarlberg gibt es zwar keine Univer-
sität, aber zahlreiche naturkundliche und
umweltbezogene Forschungen. So ist
etwa das Vorkommen bestimmter Pflan-
zen und Tierarten sowie der geologische
Aufbau von Vorarlberg recht gut – wenn
auch nicht ausreichend – erforscht. Zu
Klima sowie Luft- und Gewässerqualität
gibt es neben Grundlagenarbeiten Dauer -
beobachtungen. Diese Untersuchungs-
dichte muss auf die Tier- undPflanzen-
welt sowie die Landschaftsräume ausge-
weitet werden. Aufgrund der Komplexität
der Ökosysteme, die eingebettet sind in
das politische, wirtschaftliche und kultu-
relle Leben der Menschen, sind anwen-
dungs-, problemorientierte und diszi-
plinübergreifende Forschungen gefragt,
die diese Zusammenhänge aufzeigen. 

Anzahl der Forschungsaufträge der Vorarlberger Naturschau seit 1994

Forschungsaufträge

Quelle: Vorarlberger Naturschau, 2000
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Die Vorarlberger Naturschau hat im Jahr 2000

viermal so viel für Forschungsaufträge ausge-

geben wie noch 1994.

Bildung und Dialog
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„Das Umweltbewußtsein ist die
Massenressource für notwen -
dige Veränderungen im Ver-
hältnis Mensch – Natur“. 

Gernot Böhme, Institut für 
Philosophie, TH Darmstadt

▲
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Es wurden bewusstseinsbil-
dende Kampagnen zum Thema
Mobilität und Nahversorgung
durchgeführt, die zu Diskus-
sionsprozessen und  konkreten
Umsetzungen führten.

Achtzehn Einrichtungen für
Erwachsenenbildung kooperie-
ren zum Thema „Nachhaltigkeit“
(„Zukunft Vorarlberg, Wege der
Lebensqualität“). 

Durch die Förderung der
 Bürgerbeteiligungsverfahren bei
räumlichen Entwicklungskonzep-
ten und die Ausbildung von
BeraterInnen im Bereich „nach-
haltige Gemeindeentwicklung“
wird die Verantwortung der
Gemeinde und BürgerInnen
gestärkt. 

Das Ausbildungsangebot für
Erwachsene im Bereich Energie
ist sehr vielfältig und bedarfs -
orientiert.

Das regelmäßige Exkur -
sionsangebot zum Thema Natur
und Umwelt in Vorarlberg bietet
einen Überblick über Vorarlber-
ger Natur- und Kulturlandschaf-
ten und informiert über die
Naturschutzarbeit in Vorarlberg.

Die Fachpublikationen im
naturwissenschaftlichen Be reich
haben deutlich zugenommen
(Forschen und Entdecken, Vorarl -
berger Schriften).

Dass das Gesamtkonzept der
neuen Vorarlberger Naturschau
(INATURA) nun umgesetzt wer-
den soll,  eröffnet weitere Per-
spektiven in der Um weltbildung.

Mediation als Mittel zur Bür-
gerinformation und Transparenz
wird bei Entscheidungen in
Naturschutzbelangen zu wenig
angewendet.

Das Bildungsangebot im
Natur- und Umweltbereich ist zu
wenig koordiniert (rühmliche
Ausnahme: Aktivitäten rund um
das „Bodenjahr“).

A l l geme inve r s tänd l i che
„nicht fachliche“ Publikationen
zum Thema Naturschutz in Vor-
arlberg gibt es bisher kaum. 

Außerschulische und projekt-
bezogene Schulaktivitäten wer-
den weniger. Es mangelt an
Finanzierung der Lehrer für sol-
che Projekte.
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Forderungen

Die Natur- und Kulturland-
schaftsforschung in Vorarlberg
sollte besser koordiniert werden,
um Synergien stärker nutzen zu
können.

Sämtliche Bildungsinitiativen
zum Natur- und Landschafts-
schutz müssen koordiniert wer-
den. "Natur- und Umweltbildung"
in Vorarlberg soll auch im Internet
verfügbar sein. 

Zum Thema "Landschaftsent-
wicklung – Flächenverbrauch"
sollte eine Bildungsoffensive
gestartet werden.

Trans- und interdisziplinäre
Forschung muss gefördert wer-
den, um Zusammenhänge trans-
parent machen und neue Strate-
gien zur Problemlösung ent-
wickeln zu können.

!
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in Vorarlberg
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Autonomie in der Ökologie
Das Land Vorarlberg gestaltet und voll-
zieht nicht nur öffentliches Recht, son-
dern ist als Träger von Privatrechten –
beispielsweise als Immobilien- und
Grundbesitzer – auch für die Umsetzung
dieser Richtlinien zuständig. Damit hat
die öffentliche Verwaltung auch Vorbild-
funktion im Umweltschutz. Wie diese
zum Tragen kommt, hängt von den
Dienststellen und ihren Leitern ab. Sie
können in vielen Bereichen autonom
entscheiden, wie beispielsweise bei der
Beschaffung von Materialien und Ver-
brauchsgütern. Ob die manchmal auf-
wendigeren ökologischen Varianten
bevorzugt werden, hängt neben dem
individuellen Engagement auch von der
Auslegung der Beschaffungsrichtlinie ab.
Diese besagt, dass „der ökologische
Standpunkt unter Bedachtnahme auf die
Wirtschaftlichkeit zu berücksichtigen ist.“

Energie- und Wasserverbrauch 
vergleichen
Wie viel Energie und Wasser verbraucht
wird und welche Mengen an Abfällen
anfallen, wird in den Gebäuden des Lan-
des eigenverantwortlich erhoben und
beobachtet. Ein Vergleich liegt nur für
den Energieverbrauch vor und hier gibt
es durchaus positive Entwicklungen (s.
Grafik).

Ökologisch bauen  
Bei Wettbewerben für Architekten und
bei der Produktausschreibung für öffent-
liche Bauten gibt es viele Möglichkeiten,
nachhaltige Entwicklung voranzutreiben.
Allerdings sollten bereits rechtzeitig – d.h.
bei der Wettbewerbsausschreibung –
ökologische Standards festgelegt wer-
den, da die Auswahlmöglichkeiten für
Materialien und Gewerke nach der Pla-
nung nur noch beschränkt sind. Die der-
zeitige Trennung von wettbewerbsaus-
schreibender (Vermögensverwaltung)
und ausführender Stelle (Hochbauamt)
ist unter diesen Gesichtspunkten nicht
sinnvoll.

Ein Landhaus mit Ökoprofit
Das Vorarlberger Landhaus hat 1998 am
Programm ÖKOPROFIT teilgenommen
und ein systematisches Um -
weltmanagement eingeführt. Es beinhal-
tet die Einhaltung sämtlicher umweltrele-
vanter Vorschriften, die Dokumentation
von Verbrauchskennzahlen, die Optimie-
rung der Ressourceneinsparungen sowie
eine kontinuierliche Information und
Weiterbildung der MitarbeiterInnen. Die
Ergebnisse werden laufend überprüft.
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Quelle: Energiesonderbeauftragter 
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mit Vorbildwirkung

Trends und Entwicklungen

28

Natur und Umwelt 

"Als Vorbild für die Bevölkerung
und Wirtschaft des  Landes hat
die Verwaltung … folgende
Grundsätze zu be rücksichtigen:
Einsatz ressourcensparender
Prozesse und Technologien,
Verwendung umweltverträgli-
cher Be triebsmittel sowie lau-
fende, einschlägige Information
und Motivation aller Mitarbei-
ter." 

Umweltleitlinien für die 
Landesverwaltung.

Die Stickstoff-Emissionen konnten

seit 1985 um über 85% gesenkt

werden.

▼
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Mit dem „Ökoleitfaden Büro“
und dem „Ökoleitfaden Bau“ hat
die Verwaltung erstmals konkrete
Hilfestellung bei der Auswahl
umweltorientierter Materialien.

Durch die Optimierung der
Haustechnik wurde in den mei-
sten öffentlichen Gebäuden
Energie eingespart, der Ver-
brauch ist vergleichsweise nied-
rig.

In öffentlichen Gebäuden
wird die Abfalltrennung konse-
quent durchgeführt.

Durch die fehlende Kommu-
nikation über Verbrauchs- und
andere Daten (z.B. Mengen an
Restmüll und Altstoffen) ist
weder ein Ansporn für Optimie-
rungen im Sinne von „Bench-
marking“ noch eine horizontale
Information über positive Bei-
spiele (z. B. Teilnahme an der
Aktion „FahrRad") gegeben. 

Es gibt kaum Anreize, über
die Dienstpflichten hinaus, um -
weltbezogen zu agieren (wie z.B.
in Dornbirn die städtischen Mit-
arbeiterInnen ihre Parkplätze
zahlen müssen).

Trotz positiver Ergebnisse
beim Umweltmanagement im
Landhaus ist keine weitere Lan-
desdienststelle dem Beispiel
gefolgt.

Bei verpachteten Grün-
flächen des Landes Vorarlberg
fehlen Auflagen und Empfehlun-
gen zur Bewirtschaftungsform
und -intensität.

–

–

–

+

+

–

+

Forderungen
Alle öffentlichen Gebäude

sollten einen „Energiesparhaus-
standard“ erfüllen.

Ein Konzept für die Begrü-
nung öffentlicher Gebäude sollte
erstellt werden.

Bei allen Pachtverträgen soll
geprüft werden, ob eine Extensivie-
rung der Nutzung möglich ist und
dies auch dokumentiert werden.

Die Gebäudekenndaten der
einzelnen Landesgebäude sollen
für eine vergleichende Betrach-
tung zusammengeführt werden.

Eine „Öko-Ideenbörse“ für alle
Landesdienststellen soll einge-
richtet werden.

!

!

!

!

!

+ –plus         minus

in Vorarlberg
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Forderungen 
unter der Lupe

„In den Förderungen des Landes ist auf die Ziele des Naturschutzes 
und der Landschaftsentwicklung Bedacht zu nehmen“
Vorarlberger Naturschutzrecht, § 11,1



Zukunft einer ökologisch orientier-
ten Wohnbauförderung in Vorarlberg
Die Wohnbauförderungen sind im
Umbruch. Neben der derzeit diskutierten
Anpassung der Kriterien im Rahmen der
Budgetkonsolidierung werden auch Maß-
nahmen überlegt und teilweise bereits
gesetzt, die eine Ökologisierung des Bau-

geschehens vorantreiben. Denn gerade
das Bauwesen verursacht gravierende
Umweltbelastungen. Flächenverbrauch
und fortschreitende Bodenversiegelun-
gen, Zersiedelung und damit aufwands-
intensive Infrastrukturmaßnahmen, Mate-
rialeinsatz und Energieverbrauch bestim-
men die nationalen Umweltlasten in
bedeutendem Ausmaß. Die Bauwirt-
schaft bewegt immerhin mehr als 50 %
der gesamten wirtschaftsbedingten Mas-
senströme und ist auch für mehr als 50
% des gesamten Deponievolumens in
Österreich verantwortlich. Die Wohn-
bauförderung hat in diesem Zusammen-
hang große Bedeutung: Angepasste För-
derinstrumente können negativen ökolo-
gischen Auswirkungen entgegenwirken
und Problembewusstsein für ökologische
Fragestellungen – vor allem bei Architek-
ten und Planern – schaffen. Gleichzeitig

ist zu erwarten, dass dadurch ein Innovati-
onsschub in der Bauwirtschaft stattfindet.

Vorreiter einer ökologischen 
Wohnbauförderung
In Vorarlberg hat man bereits Ende der
80er Jahre damit begonnen, in den
Wohnbauförderrichtlinien – neben den
sozial orientierten Kriterien – wesentliche
Punkte umweltverträglichen Bauens zu
verankern. Heute nimmt Vorarlberg, was
den ökologischen Wohnbau betrifft, nicht
nur innerhalb Österreichs, sondern auch
auf internationaler Ebene eine Vorreiter-
rolle ein. Vor allem das Energiesparhaus-
Fördermodell hat für Furore gesorgt und
findet bereits in allen Bundesländern
Nachahmung. Dies wurde durch rechtli-
che Maßnahmen und vor allem durch
ein gezieltes Förderinstrumentarium er -
reicht.

Da sich die Rahmenbedingungen konti-
nuierlich ändern, bedarf es auch in Vorarl -
berg, trotz der bereits vorbildlichen Maß-
nahmen, weiterer Verbesserungen. Der
Vorarlberger Naturschutzrat hat daher im
Frühjahr 1999 die Firma SPEKTRUM
GmbH als Spezialist in Fragen des ökolo-
gischen Wohnbaus mit der Evaluierung
der Vorarlberger Wohnbauförderung
beauftragt. Ziel des Auftrages war es,
durch Untersuchungen des bisherigen
Vorarlberger Wohnbauförderungswesens
und Vergleichen mit anderen in- und aus-
ländischen Wohnbauförderungen heraus-
zufinden, welches Lenkungspotential und
welchen Handlungsspielraum es in der
Wohnbauförderung gibt, um eine Ökolo-
gisierung des Wohnbaugeschehens in
Vorarlberg voranzutreiben. Im Zuge des-
sen sollten auch konkrete Verbesserungs-
vorschläge eingebracht werden. 32

Wohnbauforderung
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Förderungen setzen Trends
Die Analyse zeigt unter anderem, dass
die bestehenden Förderkriterien der Vor-
arlberger Wohnbauförderung einen
wesentlichen Einfluss auf die Bautätigkeit
in Vorarlberg haben. Dies gilt sowohl für
den Neubaubereich als auch für die
Wohnbausanierung. Besonders markant
ist die Erfolgsstory „Energiesparhausför-
derung“. Die Energiespar-Förderungskri-
terien wurden 1989 eingeführt und
bewirkten, dass heute etwa 50 % aller
geförderten Wohnungen die strengen
Kriterien des „Vorarlberger Energieinsti-
tuts“ erfüllen. Erkennbaren Einfluss auf
das Baugeschehen hat auch die Förde-

rung von Solaranlagen oder das „Investo-
renmodell“ gezeigt. Als Negativbeispiel
kann etwa angeführt werden, dass als
Kriterium für die Wohnbauförderung die
Begrenzung der Wohnnutzfläche wegge-
fallen ist. Das hat dazu geführt, dass die
durchschnittliche Wohnnutzfläche in Vor-
arlberg im Einfamilienbereich um etwa
zehn Prozent sprunghaft (und nicht

Wohnhaussanierung

Wohnbauförderung aus Mitteln des Wohnbaufonds

Wohnbaufonds

Neubauförderung inkl. Zu-, Umbau und Erweiterung sowie umgewidmete Objekte

Wohnbeihilfen nach Wohnbauförderungsgesetz

Aufteilung der gewährten Förderungen im Wohnbau 1997

1.689.952.906,10 ATS

99.502.638,00 ATS

306.332.669,40 ATS

89.617.251,00 ATS

81.380.362,22 ATS

Neubauförderung Althaussanierungsförderung Bezuschusste Darlehen in Althaussanierung
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Gewährte Förderungen im Neu- und Altbau
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Struktur der Wohnbauförderung
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Wohnbauförderung

Vorarlberger Wohnbauförderung

Neubauförderung

Althaussanierung

Wohnbaufonds

Ökologischer Wohnbau Energiesparhaus

Kostengünstiges Bauen Sonderkategorie

Jungfamilien

Impulsprogramm
Effiziente Heizanalgen

Diverse Fördergegenstände

Solaranlagen Diverse Fördergegenstände

Allgem. Wirtschaftsförderung

Photovoltaik

Biomasse

Gemeindeförderungen



gewünscht) angestiegen ist. Insgesamt
zeigen die Beispiele deutlich, wie wichtig
die Wohnbauförderung als „politisches“
und fiskalisches Lenkungsinstrument ist.

Zukunftsfähiges Bauen durch 
neue Förderrichtlinien 
Im Rahmen der Untersuchung konnte
aufgezeigt werden, dass Handlungsbe-
darf vor allem in folgenden Schwer-
punktbereichen besteht:

● Reduzierung des Flächenverbrauchs 
● Einsatz von ökologischen Baumateria -

lien und Technologien 
● Umweltfreundliche Sanierung von Alt-

bauten

Förderungsziel
Reduzierung des Flächenverbrauchs

Absenkung der Obergrenzen bei
Flächenförderung 
Die Trends zum Singlehaushalt und zur
Ein-Kind-Familie haben dazu geführt,
dass sich der durchschnittliche Wohn-
raumbedarf pro Person in Vorarlberg in
den letzten 20 Jahren von 23 m2 auf
etwa 40 m2 praktisch verdoppelt hat.
Diesem Trend wird in der Vorarlberger
Wohnbauförderung bisher nichts entge-
gengesetzt, da es eine wenig wirkungs-
volle Staffelung der geförderten Wohn-
nutzflächen gibt. Es werden derzeit, ins-
besondere bei Einfamilienhäusern, zu
große Wohnnutzflächen gefördert. Die
Obergrenzen für geförderte Wohnnutz-
flächen sollten künftig beim Einfamilien-
haus aber auch im Mehrwohnungsbau
an die veränderten Gegebenheiten ange-
passt werden.
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Erfolg: Anteil der Energie sparhäuser an

allen geförderten Wohneinheiten 

Fehlentwicklung: Sprunghafter Anstieg der

Wohnnutzfläche bei EFH nach Fall der

Beschränkung im Rahmen der Wohnbauför-

derung 1995.

▼



Einfamilienhäuser weniger fördern
Der Trend zum Einfamilienhaus ist in den
letzten Jahren deutlich größer geworden.
Dieser Trend wirkt einem schonenden
Umgang mit Grund und Boden sowie
dem sparsamen Ressourceneinsatz ent-
gegen. Einfamilienhäuser sollten daher
von der Vorarlberger Wohnbauförderung
schwächer gefördert werden als bisher.

Flächenförderung nach Wertigkeit 
Der anhaltenden Zersiedlung in Vorarl-
berg wird bisher nicht effektiv gegenge-
steuert. Eine zusätzliche Abstufung der
Förderung, wo neben der Verdichtung
auch die Wertigkeit der Flächen berück-
sichtigt wird, könnte diesem Anspruch
gerecht werden. 

Förderungsziel
Einsatz von ökologischen Baumate-
rialien und Technologien

Einführung eines Gebäudeenergiepasses
Die Vorarlberger Maßnahmen zur Ökolo-
gisierung des Wohnbaus – vor allem im
Energiesparsektor – sind in Österreich
und international richtungsweisend. Die
Zusatzförderungen für energiesparendes
Bauen haben, obwohl die meisten Bun-
desländer bereits „nachgezogen“ sind,
immer noch Vorbildwirkung. Ganz
anders sieht es bei der Vorarlberger Bau-
technikverordnung aus, die eher veraltet
ist und deren Einhaltung nicht einmal
überprüft wird. Um die Einhaltung der
gesetzlichen Vorschriften bezüglich Ener-
gieverbrauch sicherzustellen, sollte ein
sogenannter „Gebäudeenergiepass“ ein-
geführt werden und dieser eine Voraus-
setzung für den Erhalt der Wohnbauför-
derung sein.

!

35

An
za

hl

1992 1993 1994 1995 1996 1997
0

200

400

600

800

1000

Eigentumswohnungen              Mietwohnungen gemeinnützig             Mietwohnungen privat

0

2000

4000

6000

8000

10000

Fl
äc

he
 (

m
2 )

1991

2.639

5.400

6.010

4.000

5.158

6.419

8.908

1992 1993 1994 1995 1996 1997

in Vorarlberg

▲

Erfolg: Installierte Solaranlagen-

Kollektorfläche in Vbg.

Lenkungswirksamkeit: Abschaf-

fung des Investorenmodell
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Objektförderung bei Einsatz
von ökologischen Baumaterialien
Der Einsatz ökologischer Baumateria lien
wird in der Vorarlberger Wohnbauförde-
rung bereits im Rahmen der Zusatzförde-
rung „Ökologischer Wohnbau“ gefördert.
Trotz dieses ersten Schrittes gibt es Hand-
lungsbedarf, da bis Ende 1999 noch kein
einziges Bauträgerprojekt diese Zusatzför-
derung in Anspruch genommen hat. Wie
die Solaranlagenförderung gezeigt hat,
sind Objektförderungen und verlorene
Zuschüsse besonders wirkungsvolle
Instrumente um den Markt zu beeinflus-
sen. Daher ist es wünschenswert, dass
diese Lenkungsmaßnahmen auch bei der
Zusatzförderung „Ökologischer Wohn-
bau“ eingesetzt werden.

Förderungsziel
Sanierung von Althäusern

Althaussanierung stärker fördern
Grundsätzlich gilt es, die Althaussanie-
rung attraktiver zu gestalten, da der der-
zeitige Trend zum Neubau ökologisch
belastender ist als die Verwertung (Recy-
cling) bestehender Bausubstanz. Althaus-
sanierung ist – aus ökologischer Sicht –
das Thema der Zukunft. Die derzeitig auf-
gewendeten Fördergelder sollten daher
vom Neubau hin zur Althaussanierung
verschoben werden. 

Förderung der Stadt- 
und Ortskernerhaltung 
Die Sanierung von Gebäuden ist ein kon-
kreter Beitrag zur Sicherung der beste-
henden Stadt- und Ortskerne. Eine ent-
sprechende Staffelung der Förderung ist
wünschenswert.

!
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Energieberatung für Förderung 
verpflichtend
Erst mit der Novellierung der Wohn-
bauförderung 2000 wurden ökologisch
relevante Bestimmungen auch im
Bereich Sanierung aufgenommen. Wich-
tige Eckpfeiler der Novellierung sind:

● Die Kosten der Energieberatung kön-
nen geltend gemacht werden.

● Differenzierung der Zuschusshöhe
nach Einzelbauteilkriterien.

● Ortskernförderung.
Dieser eingeschlagene Weg soll fortge-
setzt werden. Besonders wichtig ist, dass
in Zukunft bei allen Althaussanierungs-
projekten eine Energieberatung und Hei-
zenergiebedarfsberechnung für den
Erhalt der Förderung verpflichtend ist.

Ökorichtlinien für Baumaterialien
Auch im Sanierungsbereich gilt die Ziel-
setzung, umweltschonende Materialien
einzusetzen. Der Verzicht auf HFKW (z.B.
Ortschäume, Dämmstoffe) oder SF6

(z.B. Schallschutzfenster) sollte wie in
den Richtlinien für den Neubau, auch bei
der Sanierung gefordert werden.

Die Wohnbauförderung kann in ihren
Richtlinien nur wirtschaftliche Rahmen-
bedingungen verbessern und damit
neue und umweltverträgliche Bauweisen
unterstützen und fördern. Es müssen
aber auch im Baurecht, in der Raumord-
nung und Flächenwidmung wie auch auf
Gemeindeebene (Ortsentwicklung und
örtliche Raumplanung) Grundlagen
geschaffen werden, die eine Ökologisie-
rung des Baugeschehens erst ermögli-
chen. Daneben bedarf es eines verstärk-
ten Marketings für ökologische Maßnah-
men, um Architekten und Planer, Bau-
herren und Bauträger sowie die Bauwirt-
schaft zum konkreten Handeln zu veran-
lassen.

Karl Torghele, Rudolf Schennach
Spektrum GmbH37
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Beitrag zur nachhaltigen 
Energieversorgung

Biomasse ist ein erneuerbarer Energieträ-
ger und C02-neutral. Durch den Einsatz
heimischer Biomasse wird die Zahlungs-
bilanz entlastet, weil weniger Energie
importiert werden muss. Holzabfälle aus
unseren Wäldern können sinnvoll ver-
wertet und gleichzeitig kann die lokale
Wertschöpfung gesteigert werden. Es
gibt genügend gesellschaftlich relevante
Gründe, warum die energetische Nut-
zung von Biomasse mit Förderungen for-
ciert werden soll.
Das Land Vorarlberg hat den gesellschaft-
lichen Nutzen bereits 1993 erkannt und
eine Biomasseförderung eingerichtet.
1997 wurden die Richtlinien modifiziert,
heuer sollen neue Förderrichtlinien
beschlossen werden. Um diese best-
möglich zu gestalten, wurden die bisheri-
gen Maßnahmen und ihre Effekte unter
die Lupe genommen, eine Evaluierung
durchgeführt.

Förderungsabwicklung effizient
Die bisherige Biomasseförderung in Vor-
arlberg hat, insbesondere seit der
Umstrukturierung im Jahr 1997, dazu bei-
getragen, dass der Marktanteil im Bereich
Privathaushalte stabil geblieben ist. Die
vergebenen Mittel wurden effizient ein-
gesetzt, die Administrationskosten gering
gehalten. Insgesamt kann die Biomasse-
förderung in Vorarlberg als einfaches,
transparentes, unbürokratisches und
effektives Instrument bezeichnet werden.

Besonders positiv hat sich 
die Förderung auf folgende Bereiche
ausgewirkt

Durch die intensive persönliche
Betreuung konnten bei den meisten
Nahwärmeanlagen vernünftige techni-
sche Auslegungen sowie akzeptable
betriebswirtschaftliche Ergebnisse erzielt
werden.

In Bezug auf die Kennzahlen für
Nahwärmeanlagen sei festgestellt, dass

+

+

Vorarlberg
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die Vorarlberger Versorgungssysteme
bezüglich der meisten Parameter (Kes-
selvolllaststunden, Wärmebelegung des
Netzes) bessere Werte aufweisen. Die
Subventionen für Nahwärmesysteme
liegen – in Prozent der Investitionsko-
sten – unter dem österreichischen
Durchschnitt. 

Die Fördergelder wurden voll aufge-
braucht, die Biomasseförderung kann
daher als äußerst effizient eingestuft wer-
den. Bei der Nahwärmeförderung liegt
die Auslastung zum Vergleich nur bei 35
Prozent.

Es gibt eine sehr detaillierte und
übersichtliche Dokumentation über die
geförderten Einzelanlagen. Dies erleich-
tert die Analysen und ermöglicht es, kon-
krete Empfehlungen für Verbesserungen
auszuarbeiten. 

Vorarlberg hat schon frühzeitig einen
sehr hohen Wirkungsgrad von 85 Pro-
zent für den Kessel festgelegt. Damit war
es Vorreiter in Österreich.

Qualität verbesserungswürdig

Die verpflichtende Energieberatung
(und insbesondere die Heizlastberech-
nung) erfolgt vielfach erst nach dem Kauf
beziehungsweise der Bestellung des Kes-
sels, eine Aufklärung über die richtige
Dimensionierung kommt dann zu spät.

Die meisten geförderten Anlagen
sind mit 100 bis 200 Prozent überdi-
mensioniert. Bei richtiger Dimensionie-
rung könnte etwa ein Viertel der Kosten
eingespart werden.

Beträchtliche Schwankungen gibt es
bei der technischen und ökologischen
„Performance“ der Anlagen. Zum Teil
wurden Anlagen fehlerhaft installiert
beziehungsweise nicht richtig eingestellt.
Das hat erhöhte Emissionen zur Folge.

Die Existenz eines eigenen Biomasse-
Förderprogramms hat eine starke Signal-
wirkung in der Öffentlichkeit. Was weitge-
hend fehlt, ist die Abstimmung mit ande-
ren Förderprogrammen (z.B. Wohnbauför-
derung, Förderung von Solarenergie).

–

–

+ –

–

+

+

Abhängigkeit der Investitions -

kosten (exkl. MWSt.) für Kessel,

Regelung, Pufferspeicher, Brenn-

stoffaustragung, Montage und

Inbetriebnahme von der Kessel -

leistung für Biomasse-Heizungs-

anlagen (strichlierte Linien stellen

derzeit nicht am Markt angebotene

Leistungsereiche dar)
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Quantität und Qualität fördern
Damit der Einsatz an Biomasse steigt
und sich die Qualität der Anlagen ver-
bessert, bedarf es nicht nur finanzieller
Anreize, sondern auch ein ganzes Bündel
begleitender Maßnahmen. Hier die wich-
tigsten Vorschläge und Empfehlungen:

● Die Energieberatung sollte unbedingt
vor der Kaufentscheidung erfolgen und
stärker als bisher über die richtige
Dimen sionierung der Anlagen aufklären
sowie Kostentransparenz schaffen. 

● Maßnahmen zur Qualitätssicherung
(Abnahmeprüfung, erhöhte Förderung
für Anlagen mit Lambda-Sonde, Ver-
meidung von Überdimensionierung,
…) sollen zu einer besseren techni-
schen „Performance“ der Anlagen bei-
tragen und so die Akzeptanz der Bio-
masse-Heizungen erhöhen.

● Die Öffentlichkeitsarbeit muss verstärkt
werden: Das Förderprogramm muss
bekannt gemacht und die Interessen-
ten sollen über Rahmenbedingungen
informiert werden, die für eine effizien-
te Anschaffung und Nutzung einer Bio-
masse-Heizanlage notwendig sind.

● Es sollte eine Schulung und Zertifizie-
rung für „Biomasse-Installateure“ ein-
geführt und begleitende Werbemaß-
nahmen zur Unterstützung dieser Pro-
fessionalisierung gesetzt werden.

● Um neue Zielgruppen, z.B. „Umstei-
ger“, ansprechen zu können, bedarf es
neben gezielterer Förderungen auch
Informationsbroschüren über die Rah-
menbedingungen von Biomasseanla-
gen. Ein besonderes Augenmerk sollte
darin dem Umstieg auf Pelletskessel
geschenkt werden, da diese eine kom-
fortable Alternative zu konventionellen
Anlagen darstellen.

● Die Biomasseförderung sollte langfris -
tig mit anderen Förderprogrammen
harmonisiert oder in sie integriert wer-
den. Dadurch würden einerseits ande-
re Zielgruppen angesprochen und
andererseits optimalere Gebäude-Hei-
zungskombinationen ermöglicht (z.B.
Stückholz- mit Solaranlage; Kachelöfen
in Niedrigenergiehäusern etc).
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Damit sich die Biomasseförderung
sinnvoll weiterentwickeln kann,
müssen zwei Ziele miteinander in
Einklang gebracht werden

Die Qualität und geringe Emissionsbi-
lanz der installierten Anlagen muss
gewährleistet werden.

Der Anteil der Biomasse an der
gesamten Energieversorgung muss
gesteigert werden.

Obgleich es auf den ersten Blick so
scheinen mag, als ob durch die vorge-
schlagenen Maßnahmen zur Qualitätssi-
cherung der Anlagen neue Barrieren und
Hemmnisse für die Biomasse-Nutzung
aufgebaut werden könnten, steht doch
eines fest: Biomasse-Anlagen werden

nur dann auf breite Akzeptanz stoßen
und von vielen eingebaut werden, wenn
sie in ihrer technischen Ausstattung die
gleichen Standards erreichen wie die
konventionellen Technologien, die den
Markt zur Zeit dominieren.

Nur wenn beide Ziele als sich ergänzend
und einander bedingend gleichermaßen
verfolgt werden, kann es gelingen, mit
Biomasse einen wesentlichen Beitrag
zur nachhaltigen Energieversorgung zu
leisten.

Reinhard Haas, 
Lukas Kranzl
Institut für Energiewirtschaft der 
Technischen Universität Wien

!

!
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Gezielte Förderung für 
naturnahe Wälder
Die großteils naturnahen Wälder Vorarl-
bergs haben vielerlei Funktionen: Von
den Bauern werden sie wirtschaftlich
genutzt. Den Menschen in den Sied-
lungsgebieten bieten sie Schutz zum
 Beispiel vor Lawinen oder Erdrutschen.
Darüber hinaus ist in den letzten Jahr-
zehnten ihre Bedeutung für die Freizeit-
industrie und den Naturschutz immer
größer geworden.

Förderungen für die Forstwirtschaft sind
daher grundsätzlich zu begrüßen, voraus-
gesetzt sie beinhalten Kriterien für den
Schutz der Biodiversität und beziehen die
nachhaltige Nutzung der Wälder nicht
ausschließlich auf den Rohstoff Holz.
Immerhin leben 25 Prozent der Vogel -
arten Vorarlbergs in den Wäldern. Ihre
Überlebenschancen sind abhängig von
der Art, wie diese bewirtschaftet werden.

Förderung verbesserungswürdig
Aus der Sicht des Vorarlberger Natur-
schutzrates müssen die derzeitigen För-
derungen in den Bereichen Erschließung,
Forstschutz und Waldpflege hinterfragt
werden. Verbesserungen der Förderricht-
linien sind notwendig bei 

● forstlichen Transportwegen und der
Bestandspflege, 

● der Aufforstung,
● der Nutzung als Erholungsgebiet, 
● der Ausbildung der Forstleute. 

Einen wichtigen Beitrag zur Überarbei-
tung und Erneuerung der Richtlinien
kann die „Arbeitsgruppe Bergwalder-
schließung“ leisten.

Transportwege  –
ökologische Kriterien stärken
Forstliche Bringungsanlagen (Forstwege,
Schlepper- und Rückewege) sollten nur
dann gefördert werden, wenn keine öko-
logischen Schäden zu erwarten sind und
der Bau auch einer Kosten-Nutzen-
 Analyse standhält. Nicht jeder forstliche
Straßenbau ist wirtschaftlich und ökolo-
gisch sinnvoll.

Seilkranbringungen werden bereits nach
ökologischen Kriterien gefördert. In
Zukunft sollte die Förderung auch noch
an die Entwicklung eines stufigen und
standortgerechten (Misch)-Waldes ge -
koppelt werden, dass durch Wirtschafts-
pläne garantieren sein muss. Außerdem
sollte sichergestellt werden, dass Schlä-
gerungen in einem ökologisch sinnvollen
Raum-Zeit-Gefüge erfolgen, um einen
Verlust der Biodiversität zu ver hindern.

Pflege – Vorbild Naturverjüngung
Die Förderung von Pflegemaßnahmen
sollte künftig nur noch auf Basis der lan-
desweiten Waldkartierung erfolgen. Bei
Eingriffen in Bann- und Schutzwäldern
muss die Ungleichaltrigkeit des Bestan-
des gefördert werden.

Grundsätzlich sollte nur dann gefördert
werden, wenn
● die Ungleichaltrigkeit begünstigt ist,
● Bestandeslücken geschaffen werden, 
● Sträucher erhalten bleiben.
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Schutz – neuen Erkenntnissen
anpassen
Die Schadholzbringung soll nur gefördert
werden, wenn sie auch wirtschaftlich ist.
Eine Förderung der Borken käfer be -
kämpfung ist nur dann sinnvoll, wenn der
Bestand rechtzeitig geräumt wird. Das ist
aber beispielsweise bei großen Windwür-
fen nicht der Fall. 
Förderungswürdig ist nicht nur am Hang
quer gefälltes Holz. Auch Windwürfe in
Schutzwäldern sollten im selben Ausmaß
gefördert werden, denn sie tragen nach-
haltig zur Hangstabilisierung bei und kön-
nen Schneegleiten verhindern.

Die Trennung von Wald und Weide durch
Einzäunung von Waldflächen ist grund -
sätzlich zu vermeiden. Es kommt immer
wieder vor, dass sich die ohnehin selte-
nen Rauhfußhühner darin verletzen.
Zudem kann eine solche Trennung zu
einer starken ästhetischen Landschafts-
veränderung und zu Verlust der Arten-
vielfalt führen. 

Starke Wildschäden an Nutzholz können
durch Sicherung eines guten Futterange-
botes in Form von Laubholz (biotopver-
bessernder Maßnahmen) nur begrenzt
verhindert werden. Die Wintersterblich-
keit des Schalenwildes wird auf diese
Weise zudem verringert, so dass ein wei-
teres Ansteigen des Bestandes zu
befürchten ist. Die Förderung biotopver-
bessernde Maßnahmen trägt daher nicht
wirklich zur Lösung des eigentlichen Pro-
blems bei. Sie ist nur in Ausnahmefällen
ökologisch gerechtfertigt.

Die zur Zeit praktizierten biologischen
Forstschutzmaßnahmen sind überholt.
Die Ameisenschutzmaßnahmen schaden

seltenen Vogelarten und tragen nicht zur
erwünschten Stabilisierung des Ameisen-
bestandes bei. Auch das Anbringen von
Nistkästen für Vögel ist überflüssig, ihre
Funktion als „natürliche Schädlings-
bekämpfer“ wird zudem überschätzt. Ein
naturnaher Waldbau braucht solche Maß-
nahmen nicht. Viel wichtiger wäre eine
Förderung gut strukturierter ungleichför-
miger Mischbestände. Zielführend ist hin-
gegen nach wie vor die Förderung von
Spechtbäumen durch Vergütung des
effektiven Ertragsausfalles.

Aufforstung – standortgerecht und
nur bei Schutzfunktion
Aufforstungen sollten nur in Wäldern mit
Schutzfunktion gefördert werden, wobei
auf die natürliche Verjüngung Wert gelegt
und die Düngung aus ökologischen
Gründen abgelehnt werden muss. Die
Förderung für Aufforstungsmaßnahmen
soll generell eine „Verpflichtung zur Aus-
wahl eines standortgerechten Mischungs -
verhältnisses“ beinhalten. Die derzeitige
Vorschrift, mindestens 30 Prozent Tanne
und Laubhölzer aufzuforsten, ist hinge-
gen überholt. Die Aufforstung von Fich-
tenbeständen, die den standortgerech-
ten Anteil der Fichte übersteigen, darf
nicht mehr gefördert werden. Die Auffor-
stung von aufgegebenen landwirtschaft -
lichen Flächen soll nicht gefördert wer-
den, wohl aber die Erhaltung von offe-
nen Flächen und das Anlegen von Wind-
schutzgürteln in ausgeräumten Agrar-
landschaften.

Hochlagenaufforstungen und Schutz-
waldsanierungen sind schon jetzt an die
Auflage gekoppelt, die Schalenwildbe-
stände zu reduzieren, was auch ökolo-
gisch von größter Bedeutung ist. Nur 44
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dort, wo die Sicherheit von Menschen
auf dem Spiel steht, dürfen Schutzwälder
gefördert werden. Ansonsten muss über-
prüft werden, ob waldfreie Extremlagen
nicht ökologisch wertvoller sind als Wald.

Erlebnispädagogik im Wald
Waldlehrpfade sollen nur dann gefördert
werden, wenn der Erlebniswert des Wal-
des tatsächlich gehoben wird. Dafür
müssen Aspekte der modernen Erleb-
nispädagogik berücksichtigt werden. Das
bloße Aufstellen von Informationstafeln
wirkt in vielen Fällen kontraproduktiv.

Forstliche Aus- und Weiterbildung
Die Aus- und Weiterbildung forstlicher
Mitarbeiter sollte gefördert werden. Dazu
gehört die Lehrlingsausbildung in forstli-
chen Betrieben genauso wie die Veran-
staltung von Kursen für alle im Waldbau
Beschäftigten. Insgesamt sollten mehr
ausgebildete Facharbeiter mit den not-
wendigen Grundkenntnissen im Wald
tätig sein. Die Biodiversität im Wald leidet
unter Nichtwissen und Unkenntnis sowie
Ungeduld und Betriebsamkeit mehr als
unter Nichtstun beziehungsweise Unter-
lassen.

Zieldefinition notwendig
Waldwirtschaftspläne oder ähnliche Ziel-
vorgaben sind aus Sicht des Naturschutz-
rates wichtige und effiziente Mittel, um
das forstliche Förderungswesen nachhal-
tig zu gestalten. Konkrete Zielvorgaben
sollten ausgearbeitet werden, die neben
den wirtschaftlichen Aspekten die ökolo-
gischen Anforderungen gleichermaßen
be rücksichtigen.

Denkbar ist auch, dass auf Basis von Wirt-
schaftsplänen Entschädigungszah lungen

erfolgen, wenn Flächen als Waldreservate
ausgewiesen werden und dadurch ein
Ertragsausfall entsteht. Die Ausweisung
solcher Flächen ist auf jeden Fall voranzu-
treiben. Die Zahlungen könnten beispiels-
weise aus dem Fonds zur Rettung des
Waldes bezahlt werden. Darüber hinaus
sollte auch die Erhaltung von Altholzin-
seln, die Schaffung von Kleinkollektiv-
strukturen und die Erhaltung von Puffer-
zonen in bestimmten Wäldern (Au-,
Moorwald) finanziell unterstützt werden.

Integrierter Naturschutz bedeutet für uns
aber auch, darüber zu diskutieren, wie
die Eigenverantwortung der Forstbehör-
den verstärkt werden könnte. Im regiona-
len Verbund eröffnet der Rohstoff Holz
auch zusätzliche Möglichkeiten der Wert-
schöpfung z.B. als Energielieferant. Hier
bedarf es noch einer starken Promotion. 

Margit Schmid,
Vorarlberger Naturschau

Dank an
DI S. Tertzer und DI J. Enzenhofer, 
Team Wald und Umwelt, Nenzing
Uni. Prof. Dr. Urs Glutz von Blotzheim
Eidg. Forschungsanstalt WSL, Birmens-
dorf ZH.45
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„Ohne eine Vision lässt sich Zukunft nicht gestalten. Nur innerhalb eines materialistisch erstarrten Denkens erscheint ein
Begriff wie Vision als irreal oder irrational. Innerhalb des fortschrittlichen Managements und avancierter Politik gibt 
es allerdings bereits so etwas wie einen Visionszwang; nur wer den Rahmen einer sukzessiven Verlängerung des 
Bestehenden in die Zukunft sprengt, nur wer der Realität ein Maß vorgibt, statt sie zum Maßstab zu nehmen, hat eine
Chance, Macht und Verantwortung im großen Stil übertragen zu bekommen.“

Hans-Jürgen Heinrichs

Der Mensch hat eine Zukunft



Die Berglandwirtschaft als wichtigste
Gestalterin der Berglandschaft ist mit
einem immer härteren Agrarmarkt konfron-
tiert. Die Folge davon ist, dass immer mehr
Nutzflächen aufgeben werden und massive
Veränderungen von Landschaft und Arten-
vielfalt drohen. Wollen wir diesen Struktur-
wandel beeinflussen, so brauchen wir neue
Ideen und Konzepte: Regionale Vermark-
tungsstrukturen und Imagewerbung sowie
Labeling von Produkten, Dienstleistungen
und Landschaften können eine Chance für
den Alpenraum darstellen. Aber auch regio-
nale Biosphärenparks, wie sie von der
UNESCO weltweit gefordert werden, kön-
nen die notwendige Brücke zwischen
Mensch, Natur und Wirtschaft herstellen
und den Arbeitsmarkt beleben. Vorarlberg
hat als erstes Bundesland, auf Anregung
des Naturschutzrates, die Ausweisung der
Schutzkategorie „Biosphärenpark“ vorgese-
hen. Das Große Walsertal ist die erste
 Region, die als solcher ausgewiesen wurde.

Was ist ein Biosphärenpark?
Die UNESCO hat sich 1970 in ihrem Pro-
gramm «Man and Biosphere Program“
unter anderem zum Ziel gesetzt, repräsen-
tative Naturgebiete, in denen alle biogeo-
graphischen Areale der Welt vertreten sind,
zu erhalten und Biosphärenparks zu bilden.
Um von der UNESCO als Biosphärenpark
anerkannt zu werden, muss das Gebiet
gesetzlich langfristig geschützt sein und
ausreichend groß, um verschiedene Nut-
zungen ohne Konflikt zu erlauben. Darüber
hinaus unterscheidet der Biosphärenpark
vier Zonentypen: Kernzone, Pufferzone,
Kulturlandschaftszone und Regenerations-
zone. Diese Zonentypen können als raum-
planerisches Instrument betrachtet werden,
das es ermöglicht, funktional unterschiedli-
che Landschaftsbereiche in ein Gesamt-

konzept einzubinden. In dem ausgewiese-
nen Gebiet sind Schutz- und Pflegeaspekte
genauso wichtig wie die nachhaltige Land-
nutzung. Diese Art des integrativen
Schutzes stellt einen zukunftsweisenden
Ansatz dar und ist eine Chance für die
nachhaltige Regionalentwicklung.

Warum das Große Walsertal?
Die Region Großes Walsertal ist reich an
Naturschätzen und hat noch eine vielfältige
traditionelle Kulturlandschaft, die bisher
von einer größeren touristischen Er -
schließung verschont geblieben ist. Die
kleinräumigen Strukturen, die die Bevölke-
rung in der Vergangenheit oft als Nachteil
empfunden hat, wird zunehmend als
Chance erkannt. Aus heutiger Sicht wäre
möglicherweise auch die Verbindung in
den Bregenzerwald nicht gebaut worden.
Damals hatte man noch die Angst, irgend -
etwas verpassen zu können.

Eine Idee wird Wirklichkeit
Im Großen Walsertal wurde die Idee, einen
Biosphärenpark zu errichten, erstmals auf
einer Tagung 1997 vorgestellt, bei der es
um die Errichtung von großflächigen
Schutzgebieten auf Basis des Naturschutz-
gesetzes ging. Die Regionalplanungsge-
meinschaft Großes Walsertal griff die Idee
auf. Mit bewusstseinsbildenden Maßnah-
men und Aktivitäten wurde die Bevölke-
rung mit der möglichen Zukunftsvision ver-
traut gemacht. Einen wichtigen Anteil daran
hatte die landesweite Kampagne „Lebens-
wert Leben“, die sich mit dem Thema Nah-
versorgung auseinander setzte und an der
alle sechs Gemeinden im Walsertal teilnah-
men. Daraufhin begannen Kernteams in
allen Gemeinden, unterstützt durch die
Umweltschutzabteilung und das Büro für
Zukunftsfragen vom Amt der Vorarlberger 48
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Biospharenpark Gros
Modell fur nachhalt
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Landesregierung, an der Umsetzung der
Idee zu arbeiten. Seit Anfang des Jahres
arbeitet eine Geschäftsführerin für den
Biosphärenpark. Am 4. Juli war schließlich
das erste Etappenziel erreicht: die Vorarl-
berger Landesregierung hat das Große
Walsertal bei einem Festakt offiziell zum
Biosphärenpark ernannt.

Was bisher geschah
Über 60 Walserinnen und Walser erstellten
im Frühling 1999 gemeinsam ihr Leitbild
für die Region. Gleichzeitig wurde ein Vor-
schlag für die Einteilung der Zonen erarbei-
tet. Auch mit der sanften Vermarktung der
Idee wurde bereits begonnen: Die Touris-
musfachschule in Bludenz hat eine span-
nende CD-ROM erstellt, die Lust aufs
Große Walsertal machen soll. Unter dem
Begriff „Abenteuer Biosphärenpark“ wer-
den Erlebniswochen angeboten. Neue Tou-
rismusbetreuerInnen werden ausgebildet.
Auch auf der Produktebene gibt es etwas
vorzuweisen: Es wurde eine neue Käse-
marke mit dem Namen „Walserstolz“ krei-
ert. Um die nachhaltige Nutzung heimi-
scher Ressourcen zu forcieren, fand im
April 2000 eine Tagung zum Thema Bio-
masse mit umfassenden Informationen zu
Holz und Heizung statt.

Positive Ergebnisse und 
Stolpersteine 
Mit dem gemeinsamen Projekt hat sich im
Tal das „Wir“-Gefühl verstärkt. Gemeinsam
wird an der Vision gearbeitet. Trotzdem
muss noch viel getan werden, damit der
Begriff „Biosphärenpark“ für alle verständ-
lich und von allen akzeptiert wird:
● Es braucht einen Motor, damit der Idee

nicht der „Schnauf“ ausgeht, daher sind
die Finanzen für die Umsetzung lang -
fristig zu sichern. 

● Die nötigen Organisationen und Zustän-
digkeiten müssen gesichert sein.

● Jede gute Idee braucht ein Dach. Der
Bau einer Biosphärenpark-Infostelle ist
geplant und muss langfristig finanziert
werden.

● Das Logo „Biosphärenpark“ muss auf allen
regionalen Produkten angebracht werden.

Die Mitgliedschaft im weltumspannenden
Netz von Biosphärenparks der UNESCO ist
ein Privileg. Dieses Privileg gibt es nicht zum
Nulltarif. Gegenleistungen wie eine Begleit-
forschung werden gefordert. Dafür kann
sich die Bevölkerung dann auf lange Sicht
Impulse für alle Lebens- und Wirtschaftsbe-
reiche erhoffen. Außerordentliches verlangt
eine außerordentliche Unterstützung: 
Damit die Umsetzung erfolgen kann, ist
eine finanzielle Unterstützung von außen
unbedingt notwendig, z.B. durch die Förde-
rung von Modellen und Pilotprojekten als
zündende Ideen. 
Das Projekt Biosphärenpark Großes Walser-
tal wurde vor kurzem bei der UNESCO ein-
gereicht, um die internationale Anerken-
nung zu erlangen. Mit einer Entscheidung
ist Ende November zu rechnen.49
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Birgit Reutz,
Geschäftsführerin 
Biosphärenpark 
Großes Walsertal



Die Formen des Landschaftswandels
sind uns bekannt: Siedlungen fressen
sich hinaus in die freie Landschaft, Land-
schaften werden von Autobahnen durch-
schnitten, Bäche verbaut, Landstriche
zubetoniert. Solche Bilder kennen wir
besonders gut vom Rheintal. Innerhalb
von zwei Generationen gab es hier stär-
kere und dichtere Eingriffe als in der
ganzen Menschheitsgeschichte zuvor.
Wir nehmen diese Vorgänge wahr –
mehr oder weniger bewusst. Wir leben
mit ihnen und sind mehr oder weniger
betroffen. Stärker jedoch nehmen wir
unsere Umwelt „katastrophisch“ wahr, als
Erdrutsch, Lawine, Überschwemmung,
aber auch das nur für kurze Zeit. Unter-
halb dieser Wahrnehmungsschwelle blei-
ben wir eher empfindungslos. Wir leiden
an Wahrnehmungsverkümmerung, ja an
Wahrnehmungsverlust. Unser blinder

Fleck für die Landschaft wächst. Erst
wenn wir Bilder von früher betrachten,
bemerken wir die Unterschiede, erst
wenn wir eine geliebte Landschaft lange
nicht mehr gesehen haben, reagieren wir
schockiert, weil sich so vieles verändert
hat. 

Nachhaltige Nutzung im 
Strukturwandel
Die traditionelle bäuerliche Landschaft
entwickelte sich über Jahrhunderte durch
die Nutzer selbst. Mit dem Strukturwan-
del in den letzten 30 Jahren hat der
größte Teil der Bevölkerung – vor allem
als Landwirte – den direkten Einfluss auf
die Landnutzung verloren. Natur- und
Landschaftsschutz sind zur öffentlichen
Aufgabe geworden. Experten benennen
die schützenswerten Biotope und schla-
gen Schutzmaßnahmen vor. Erhalten 50
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bleiben sie dadurch noch lange nicht. Es
war viel Aufwand, den sehr geringen
Flächenanteil als Naturschutzgebiete aus-
zuweisen, große vielfältige Landschafts-
teile zu erhalten, ist bisher nirgends
gelungen. Wir können Landschaft nicht
als Freilichtmuseum unter einer Käse -
glocke erhalten, das haben wir inzwi-
schen gelernt. Dafür haben wir das magi-
sche Schlagwort der „nachhaltigen Nut-
zung“ erfunden. Damit meinen wir, dass
Vielfalt nur erhalten werden kann, wenn
die Intensität der Nutzung dem Standort
angepasst und umweltverträglich ist.

Verwaldung in Hanglagen steigend
Nenzing ist ein klassisches Beispiel dafür,
wie sich durch den Strukturwandel die
Landschaft verändert hat. Wissenschaft-
lich hat sich Theodor Meusburger in sei-
ner Diplomarbeit damit befasst. Mittels

digital erstellten Orthofotos in Verbindung
mit einem geografischen Informations -
system wurden die Veränderungen zwi-
schen 1950/51 und 1997 dokumentiert,
und zwar mit folgenden Erkenntnissen:
In Nenzing leben heute fast doppelt so
viele Menschen (84 Prozent, 3000:5500)
wie 1950, aber nur noch 2,4 Prozent
sind in der Landwirtschaft tätig. Am
Beginn der 50er Jahre verdiente immer-
hin noch jeder Dritte Nenzinger in einem
bäuerlichen Betrieb bzw. in der Forstwirt-
schaft seinen Unterhalt.
Die noch ansässigen Betriebe wurden
vergrößert, rationalisiert, die Bodennut-
zung intensiviert, die extensiv genutzten
Magerheuberge häufig aufgelassen.
Durch diese Entwicklung kam es zu einer
starken Veränderung der Landschafts-
struktur. Während im Tal die Waldfläche
um 34 Prozent abgenommen hat, ist in51
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den Hanglagen die Waldfläche um
durchschnittlich 43 Prozent gewachsen.
In bestimmten Höhenlagen wie im Teil-
gebiet Meng-Galina (ca. 900 Höhenme-
ter) gab es seit 1950 eine Zunahme der
Waldfläche um sogar 189 Prozent. 
Die Flächen, die heute verwalden, waren
bzw. sind wertvolle Lebensräume
geschützter Pflanzen- und Tierarten.
Rund ein Drittel aller gefährdeten oder
seltenen Pflanzenarten Vorarlbergs sind
auf diesen Wiesen beheimatet, 64 ver-
schiedene Arten wachsen auf einer
Fläche von 25m2 (Biotopinventar 1987).
Für den Besucher bieten diese Land-
schaftsteile eine besondere Vielfalt an
Formen, Farben, Düften und Geräu-
schen. Darüber hinaus sind sie Zeuge
einer jahrhundertlangen bäuerlichen
Tätigkeit, die sich nun sehr rasch und
leise verabschiedet.

Wir sind die erste Generation, die sich
ernsthaft fragen muss, welche Land-
schaften wir wo wollen. Die örtliche
Bevölkerung muss darüber diskutieren,
wie ihre künftige Entwicklung aussehen
soll. Was ist uns heilig? Wie wollen wir
leben? Gefragt sind Leitbilder und Szena-
rien.

Im Diskurs Landschaft erhalten
In Nenzing sollte ein Planungsprozess ini-
tiiert werden, der Vorbildfunktion für alle
Hanglagen Vorarlbergs haben könnte. In
einem Landschafts-Entwicklungskonzept,
das auf dem Ist-Zustand und einer Leit-
bild-Diskussion mit der Bevölkerung auf-
baut, soll gemeinsam über die Zukunft
der Hanglagen entschieden werden. Als
Grundlage für diese Entscheidung wür-
den Szenarien entwickelt, um die unter-
schiedlichen Möglichkeiten zu veran- 52
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Seite 52 + 53: Veränderung der

Landschaft im Raum Nenzing –

Frastanz, ca. 1930 und 1999



schaulichen, wie groß etwa der Anteil der
durchgehenden Waldlandschaft sein soll-
te und wie groß der Teil der Offenhal-
tung. Innerhalb dieses Prozesses würde

die Bevölkerung sensibilisiert für den
besonderen Wert der bedrohten Mager-
heuwiesen. Aber auch die ökonomische
Seite müsste in diesem Entwicklungskon-
zept eine wesentliche Rolle spielen:
Gemeinsam mit den Landwirten würden
in Einzelberatungen betriebswirtschaftli-
che Überlegungen zur Erhaltung der
Magerwiesen angestellt.

Das Ziel eines solchen Prozesses ist es,
die Bevölkerung über die ökologischen
Rahmenbedingungen ihrer Landschaft
und die ökonomischen Möglichkeiten zu
informieren. Damit steigt die Chance, die
Vielfältigkeit der Landschaft zu erhalten.

Mario F. Broggi
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In der Rheintalebene, dem Kernraum
Vorarlbergs, wohnen auf etwas mehr als
15 Prozent der Landesfläche rund 70
Prozent der Gesamtbevölkerung (Struk-
turdaten Vorarlberg). In den letzten Jahr-
zehnten hat sich dort das Siedlungsge-
biet auf das Dreifache ausgedehnt
(Bodenschutzkonzept). Die Zersiede-
lung, das wird deutlich, ist hier das
Hauptproblem der Raumplanung.

Pioniertat 1977
Um zu verhindern, dass die Freiflächen
weiter schrumpfen, zog die Landesregie-
rung 1977 die Notbremse: Eine Verord-
nung wurde erlassen, die eine verbindli-
che Festlegung der überörtlichen Frei -
flächen sicherstellt. Dies führte dazu, dass
im Rheintal 113 km2 und im Walgau 
24 km2 von den Gemeinden nicht mehr
als Bauflächen ausgewiesen werden
durften. «Damit wurde das Verständnis
der Raumplanung als reine Bauleitpla-
nung ausgeweitet und der Stellenwert
der Landschaft von einem Restposten zu
einem prioritären Gestaltungselement
aufgewertet», würdigte die Laudatio zur

ersten Binding-Preisverleihung für Natur-
und Umweltschutz im Jahre 1986 diese
Maßnahme. Das Trennen von Bau- und
Nichtbaugebieten war eine Pioniertat.

Zukunft der Grünzone
Ungeregelt blieb bisher der innere Konflikt
in der Grünzone. Heute befinden sich
wertvolle Streuwiesen neben einem Mais-
feld, dessen Düngeeinflüsse nicht abge-
puffert sind. Freizeitbedürfnisse prallen
ungelenkt auf störungsanfällige Systeme. 

Wir regeln heute eher die Bauabstände
als dass wir fragen: Wie gehen wir mit
dem Raum um? Überörtliche Richtpläne
für die Raumplanung fehlen. Will die
Raumplanung in Zukunft erfolgreicher
sein, so muss sie die gesellschaftlichen
Werte hinterfragen, aber auch ihre Vorge-
hensweise anpassen. 

Raumplanung aufwerten
Jede Planung ist ein Kind ihrer Zeit. Das
Planungsverständnis in den letzten Jahr-
zehnten hat sich häufig geändert. Nach
der Planungseuphorie der 60er und 70er
Jahre mit der „Auszeichnung der Nicht-
beteiligten“ und der Deregulierung in
den 80er Jahren setzen wir heute ver-
stärkt auf Moderation und Diskurs. Was
nach wie vor fehlt, ist die raumplaneri-
sche Kontinuität. Um dies zu erreichen,
müssten die jeweiligen Zielsetzungen
und Erfolge zumindest alle zehn bis fünf -
zehn Jahre überprüft werden. Das ist bis-
her nicht geschehen, vielleicht weil man
befürchtete, die Grundidee, Bau- und
Nichtbaugebiete voneinander zu tren-
nen, könnte in Zweifel gezogen werden.
Aus welchem Grund auch immer, die
anstehenden Probleme müssen endlich
in Angriff genommen werden. 54
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„Planung ist ein kreativer Vor-
gang, der in zunehmendem
Maß als gesellschaftliches
Ereignis verstanden wird. Infor -
mation, Mitwirkung und haupt -
sächlich die richtige Wahl der
Instrumente werden daher
immer wichtiger und entschei-
den über den Erfolg der Pla-
nung. Die Reduktion des Natur-
schutzes auf die Schutzverord-
nung wird der Realität so
wenig gerecht, wie die Verkür-
zung der Raumplanung auf den
Nutzungsplan. In beiden Fällen
soll die konzeptionelle Planung
im Vordergrund stehen“
Heiner Schlegel 1995 in „Mehr
Raum für die Natur“.



Dabei wäre es die Aufgabe der Raumpla-
nung, schonend mit dem Boden umzu-
gehen und unterschiedliche Planungsak-
tivitäten im Sinne der Nachhaltigkeit auf-
einander abzustimmen. Versagt haben
hier bisher die gesellschaftspolitischen
Kräfte, die der Raumplanung nicht den
notwendigen Stellenwert eingeräumt
haben. 

Landschafts-Entwicklungskonzept
als Wegweiser
Aufgabe des Landes ist es, Konzepte sowie
Sach- und Richtpläne zu erstellen, mit
denen raumwirksame Vorhaben geplant
und aufeinander abgestimmt werden kön-
nen. Ein Landschafts-Entwicklungskonzept
ist gefordert, das die wünschenswerte Ent-
wicklung und Nutzung der Landschaft auf-
zeigt. Dafür müssen Grundlagen erhoben
und bewertet sowie Ziele festgelegt wer-
den, welche die Entwicklungsrichtung vor-
geben und aufzeigen, welche Werte erhal-
ten bleiben sollen. Daraus abgeleitet sollen
Maßnahmen überlegt und ihre Umsetzung
geplant werden.
Ein Landschafts-Entwicklungskonzept be -
rücksichtigt sowohl die landschaftlichen und
biologischen Qualitäten als auch die Nut-
zungsansprüche, welche die Gesellschaft an
die Landschaft stellt.

Das Wissen darüber, wie ein solches Kon-
zept erstellt werden kann, ist vorhanden,
so dass das Rad nicht neu erfunden wer-
den muss. Am wichtigsten dabei ist, dass
die Bevölkerung und die Betroffenen in
den Prozess einbezogen werden. Denn
sie, als Teil der Gesellschaft, setzen die
Maßstäbe für die Ziele und die Rahmen-
bedingungen.

Mario F. Broggi55
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Diese Erkenntnis des früheren Verkehrs-
stadtrates von Zürich und heutigen Natio-
nalrates Rudolf Aeschbacher kann als
Grundlage für den Durchbruch des
öffentlichen Verkehrs in Zürich bezeich-
net werden. Der Zürcher Verkehrsver-
bund wurde bei der Expo 2000 als inter-
nationales Vorbild und Studienobjekt für
eine gelungene Verkehrspolitik präsen-
tiert. In den letzten 15 Jahren haben die
Stadtpolitiker den Ausbau des Straßen -
angebotes strikt verweigert und damit
eine Zunahme des Personenverkehrs
verhindert. 

Straßenbau schafft Verkehr
In Vorarlberg wird für den Ausbau des
öffentlichen Verkehrs viel getan, auch die
Informationsarbeit funktioniert hervorra-
gend. Gleichzeitig werden aber, anstatt
nachhaltig die Verkehrsbelastungen zu
reduzieren, mit einem hohen Einsatz an
Ressourcen neue Straßen gebaut. Das
schafft wiederum neue Belastungen:
Durch den Bau von Umfahrungs- und
Verbindungsstraßen und neuen Tunnel-
röhren nehmen Luftschadstoffe (vgl.
Ozonwerte), Lärm, Bodenverbrauch und
der Druck auf Lebensräume und Land-
schaften zu, außerdem steigt der Ener-
gieverbrauch. Die Verbesserungen, die
im öffentlichen Verkehr bereits erreicht
worden sind, werden laufend durch
mangelnde Folgerichtigkeiten in der Ver-
kehrspolitik wieder aufgehoben. Dabei
wird übersehen, dass nicht die Raumpla-
nung den Raum gestaltet, sondern die
Mobilität. Nur wenn wir die Mobilität ver-
ändern, können wir die Siedlungsstruktur
mit Hilfe des öffentlichen Verkehrs len-
ken und damit verhindern, dass in die
Landschaft gebaut wird. Jedes Shopping-
Center, das im Grünen gebaut wird, steht

im Gegensatz zu einer folgerichtigen Ver-
kehrspolitik.
Statt die vorhandenen Verkehrsinfrastruk-
turen optimal zu nutzen, hat der Bau
neuer Straßen Vorrang. Statt neue
Erkenntnisse umzusetzen, werden veral-
tete Denk- und Lösungsmodelle einge-
setzt und Scheinargumente vorgescho-
ben. Den Menschen, die an überlasteten
Straßen wohnen, wird Entlastung ver-
sprochen. Niemand sagt ihnen aber, dass
der Bau von neuen Straßen eine weitere
Zunahme des Verkehrs provoziert und
die Entlastungen schon bald wieder auf-
gebraucht sein werden. Verhängnisvoll ist
in Vorarlberg auch, dass all die Engpass -
beseitigungen den Transitverkehr anzie-
hen. Beim Versuch, Lösungen zu finden,
werden neue Probleme geschaffen.
Dem augenscheinlichen Druck wird
nachgegeben, um zeitverschoben noch
größere Sachzwänge zu produzieren.

Es ist ein Teufelskreis, der unbedingt
durchbrochen werden muss. Neue
Politik ansätze sind gefordert, wie sie in
modellhaften Ansätzen schon vorhanden
sind. Um dahin zu gelangen, bedarf es
folgender wichtiger Strategien: 

● Wirtschafts- und Verkehrswachstum
mit den dazugehörigen Umweltauswir-
kungen müssen entkoppelt werden
(z.B. durch Einführung einer integrier-
ten Steuerung der Verkehrs-, Stadt-
und Regionalplanung mit entsprechen-
der Gestaltung der Flächenwidmung
und der Standortspolitik für Betriebe).

● Durch Veränderungen in der Flächen-
nutzung, im Mobilitäts- und Konsum-
verhalten sowie in Produktionsstruktu-
ren soll die Verkehrsnachfrage redu- 56
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„Jede Maßnahme, die den
Umweltverbund von Zufußge-
hen, Fahrrad und öffentlichem
Verkehr fördern und attraktiver
werden lässt, ist positiv und zu
ergreifen. Jede Maßnahme, die
das Gegenteil bewirkt, ist zu
unterlassen.“ 
Rudolf Aeschbacher
Schweizer Nationalrat



ziert werden (z.B. Anreize für bessere
Auslastung von Fahrzeugen und zur
Reduzierung von Fahrten, geeignete
Parkplatzbewirtschaftung und deren
Einschränkung, siehe Zürich).

● Fahrzeuge und Infrastrukturen müssen
effizienter genutzt, Telematik muss
großflächig eingesetzt werden.

● Durch eine faire und effiziente Preisge-
staltung, bei der externe Kosten einbe-
zogen werden, soll die Kostenwahrheit
im Verkehr (inkl. Luftverkehr) erreicht
werden.

● Die Investitionspolitik im Personennah-
verkehr muss zum nicht-motorisierten
Verkehr, dem Schienen- und dem
öffentlichen Personennahverkehr hin
verlagert werden.

● Die Eisenbahntechnologie, -steuerung
und -logistik muss so weiterentwickelt
werden, dass eine Verlagerung des
weiterreichenden Güterverkehrs auf
die Schiene und der Kombiverkehr
erleichtert werden.

● Die Fahrzeugtechnologie mit niedrige-
rem Schadstoffausstoß muss deutlich
verbessert werden.

● Innovative Verkehrslösungen müssen
durch Pilotaktionen und Forschung vor-
angetrieben werden. Man sollte sich
an guten Modellen orientieren.

(verändert aus: Nachhaltig umweltver-
träglicher Alpenverkehr, Regierungsbe-
richt Österreich, Schweiz, Frankreich
sowie OECD, 2000).

In den bisherigen Politikansätzen wird
versucht, die Umweltfolgen des Verkehrs
abzuschwächen, ohne die tatsächlichen
Entwicklungen im Verkehrssektor zu hin-
terfragen. Die daraus resultierenden Fol-
gen für die Umwelt werden immer erst
im Nachhinein analysiert. Dieser Ansatz
führte zwar zu gewissen Verbesserungen,
die Umwelt- und Gesundheitsrisiken, die
vom Verkehr ausgehen, werden dadurch
aber keineswegs reduziert. Es bedarf
einer neuen Verkehrspolitik, die Umwelt-
kriterien an oberste Stelle stellt. Dieser
Politikansatz achtet auf die Folgerichtig-
keit von einzelnen politischen Handlun-
gen und soll dadurch verhindern, dass
bescheidene Fortschritte durch falsche
Folgehandlungen wieder zunichte
gemacht werden.

Der Naturschutzrat fordert die Vorarlber-
ger Landesregierung auf, diesen umfas-
senden Politikansatz in die Wege zu lei-
ten und auf verhängnisvolle Denk- und
Lösungsansätze, die nur darauf abzielen
neue Straßen zu bauen, zu verzichten.

Mario F. Broggi
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Eine Vision entsteht
Die Idee zur Umgestaltung des Alpen -
rheins ist mittlerweile beinahe 20 Jahre
alt. Wahrscheinlich haben verschiedene
Menschen sie in sich herumge tragen. Es
ist aber das Verdienst von Franco Schle-
gel, dass er sie thematisiert und vor allen
Dingen illustriert hat. Damit ist es ihm
gelungen – mit Unterstützung weiterer
Menschen, die von der Notwendigkeit
der Flussrevitalisierung überzeugt sind –
seine Vorstellungen einem größeren
Kreis bekannt zu machen. Es war
namentlich eine der größten Gefahren
für den Rhein – der Bau von fünf Stau-
stufen entlang der Grenze von Liechten-
stein – welche die Vorstellungen Franco
Schlegels verbreiten und deren Bedeu-
tung wissenschaftlich untermauern half.
So zeigten insbesondere die gewässer-
und fischökologischen Fachgutachten
einen hohen Handlungsbedarf auf. Der
einst grosse Artenreichtum ist im Rück-
gang begriffen. Grund dafür sind u.a. die
geradlinige Ausgestaltung und die Struk-
turarmut des Rheins.
Seit 1995 besteht die Internationale
Regierungskommission Alpenrhein. Ge -
meinsam mit den Projekt- und Arbeits-
gruppen werden grenzüberschreitend
Lösungen für die Probleme des Rheins
erarbeitet. In diesen Gremien sind die
Regierungen und Fachstellen der Kan -
tone St. Gallen und Graubünden, Liech-
tensteins und des Landes Vorarlberg ver-
treten. Die Vision von Franco Schlegel ist
damit in den Bereich der Umsetzung
gerückt.

Wovon handelt die Vision? 
Die Vision strebt eine naturnähere
Gestalt des Rheins an, wo dies aus Grün-
den der Hochwassersicherheit und der

räumlichen Voraussetzungen möglich ist.
Der Fluss und seine unmittelbare Umge-
bung sollen näher an ihr ursprüngliches
Bild heran geführt werden. Insbesondere
aber besteht die Absicht, das ursprüngli-
che ökologische Wirkungsgefüge wieder
herzustellen, so weit dies unter den
gegebenen Voraussetzungen möglich ist.
Die Aufwertung des Rheins wird auf zwei
Ebenen angestrebt:
● Die kanalartige Struktur soll aufgebro-

chen werden. In einzelnen Fluss -
abschnitten soll dem Gewässer wieder
mehr Raum gegeben und Dynamik
zugestanden werden. Durch Kies inseln
und die Schaffung unterschiedlicher
Flussbereiche (Haupt- und Nebenflüs-
se, Hinterwasser usw.) soll das Gerinne
vielfältiger werden. 

● Die Durchlässigkeit zwischen Fluss und
seinem Umland soll für alle Lebewe-
sen, insbesondere für die ans Wasser
gebundenen Arten, verbessert werden.
Den natürlich gestalteten Ufern kommt
dabei eine wichtige Funktion zu. Um
den Rhein besser mit seinem Umland
zu vernetzen, sollen auch die alten
Flussstrecken, die seitlichen Zuflüsse
und die Reste der Auwälder in die
Neugestaltung einbezogen werden.

Gute Gründe für die Umsetzung
Immer wieder wird die Frage aufgewor-
fen, weshalb das Werk der Rheinkorrekti-
on, das dem Alpenrheintal einen verläss-
lichen Hochwasserschutz gebracht hat,
verändert werden soll. Dafür gibt es Ant-
worten aus verschiedenen Blickwinkeln.

Die überregionale Sicht:
Die Umgestaltung des Alpenrheins ent-
spricht in  ihrem  Ansatz der Nachhaltig-
keit und ist daher für das Land Vorarlberg 58
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„Eine Landschaft behauptet
sich in dem Maße, als ein gei-
stiger Anspruch auf eine gewis-
se Landschaftskultur geweckt
wird. Fehlen die Visionen, fehlt
die Inspiration, dann können
ganze Berge aus unbedeuten-
den Gründen geschliffen wer-
den.“ 

Hansjörg Quaderer, Künstler,
Vaduz



zweifellos ein wesentliches Vorhaben in
der Agenda der nachhaltigen Entwicklung:
● Soziale Dimension: Im Nahbereich von

Ballungsgebieten werden hochwertige
Räume für die Erholung und die Frei-
zeitgestaltung angeboten. 

● Ökologische Dimension: Aus ökologi-
scher Sicht ist die Aufwertung des
Rheins eine wesentliche Vorausset-
zung für die nachhaltige Entwicklung.
Die Erhaltung der vorhandenen Arten
kann allein mit den bisherigen Anstren-
gungen noch nicht sichergestellt wer-
den.

● Ökonomische Dimension: Die Vision lei-
stet hier wohl einen bescheidenen Bei-
trag. Immerhin trägt ihre Umsetzung
dazu bei, dass in der Region Wissen und
Fertigkeiten zu Nachhaltigkeitsprozessen
aber auch zu Revitalisierungen geschaf-
fen und weiterentwickelt werden.

Erst kürzlich hat die Kommission der EU
das Europäische Raumentwicklungskon-
zept (EUREK) verabschiedet. Es befasst
sich mit der wünschbaren räumlichen
Entwicklung der EU-Mitgliedsländer. Die
Erhaltung des Natur- und Kulturerbes, die
Gestaltung der Beziehungen Stadt –
Umland und die Erhaltung der Ressour-
cen sind Kernanliegen dieses Konzeptes.
Hauptaufgabe der neu gestarteten
Gemeinschaftsinitiative INTERREG III ist
es, auf grenzüberschreitender, interregio-
naler oder transnationaler Ebene, einen
Beitrag zur Umsetzung des EUREK zu lei-
sten. Die Umgestaltung des Alpenrheins
nimmt inhaltlich exakt die Bestrebungen
des EUREK auf. Dank der Grenzlage des
Rheins erfüllt das Vorhaben zudem die
 Fördervoraussetzungen der neuen Ge -
meinschaftsinitiative. Auch aus ökonomi-
schen Gründen kann die Umgestaltung

des Rheins für das Land Vorarlberg inter-
essant sein.

Die regionale Sicht:
Der Rhein ist eine politische Grenze. Die
Menschen dieses Tales sind daher – poli-
tisch und administrativ – stark auf ihren
jeweiligen Nationalstaat ausgerichtet. Die
Grenzen wirken also trennend, behindern
ein regionales Selbstverständnis. Im Zeit-
alter der Globalisierung gewinnt die Regi-
on jedoch zunehmend an Bedeutung als
Identi fikations- und Bezugsraum. Diese
Aufwertung der Region muss auch in der
Landschaft zum Ausdruck kommen. Der
Rhein darf zwar weiterhin Landesgrenze
bleiben. In seiner Gestalt aber muss er
die Mitte des Tales, die Lebensader der
Region bilden. Das grenz überschreitende
Vorhaben zur Umgestaltung des Alpen -
rheins befasst sich genau mit dieser Mitte
und leistet deshalb einen wichtigen Bei-
trag zum regionalen Selbstverständnis.
Die Gestaltung dieser Mitte ist von
 großem Symbolcharakter. Sie bringt zum
Ausdruck, dass sich die Menschen dieses
Grenzraumes einander zuwenden, dass
die beiden Talhälften als gemeinsamer
Lebensraum verstanden werden. 

Die individuelle Sicht:
Unter den Räumen, die in der Freizeit
aufgesucht werden, sind die Grenz- und
Nahtlinien – darunter in aller erster Linie
der Saum zwischen  Wasser und Erde –
Favoriten.  Dabei sind die Grenzräume
um so beliebter, je näher sie sich in ihrer
Gestalt und in ihrem Erscheinungsbild an
die Natur anlehnen. Solche Nahtlinien
sind wichtig als landschaftliche  Elemente,
als Orte des Verweilens, als Bereiche der
sinnlichen Wahrnehmung, der Freiheit
und der sportlichen Ertüchtigung. 59
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Solche Räume sind in unserem Tal sel-
ten. Aber die Zahl der Menschen, die sie
aufsuchen wollen, nimmt ständig zu.
Schon seit längerer Zeit zeichnen sich
also „Kapazitätsengpässe“ ab. Und da die
naturnahen Grenzräume nicht nur attrak-
tive Naherholungsgebiete, sondern auch
wertvolle Lebensräume für unsere Tier-
und Pflanzenwelt sind, ergibt sich ein
Konflikt  zwischen den Interessen der
Erholungssuchenden und dem Lebens-
raumschutz. Dieses Problem lässt sich
entschärfen, wenn die naturnahen
Grenzräume, wie dies die Vision vorsieht,
erweitert werden.

Landschaftsdynamik fehlt
Allerdings schafft dieser Lösungsansatz
auch Konflikte – in erster Linie mit der
Landwirtschaft. Aber wie man es drehen

will, der Raum am Rhein ist zu klein
geworden, um die Ansprüche der Land-
wirtschaft, der Freizeit und des Natur-
schutzes auf derselben Fläche zu befrie-
digen. Dieser Konflikt lässt sich nur lösen,
wenn Prioritäten gesetzt werden.
Naturnahe Flusslandschaften zeichnen
sich durch  ihren hohen Grad der Dyna-
mik aus. In unserer Landschaft, die von
wenigen Ausnahmen abge sehen bis in
die letzten Winkel einer Nutzung zuge-
wiesen ist, wird Dynamik als Störfaktor
empfunden und entsprechend be -
kämpft. Die Landschaftsdynamik, unter
natürlichen Bedingungen Grundprinzip
der landschaftlichen Entwicklung, ist
daher zu einem ökologischen Mangelfak-
tor geworden. Im Laufe der Evolution
haben sich jedoch sehr viele Arten und
Artengruppen auf die Dynamik einge-
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stellt und passende Überlebensstrategien
entwickelt. Sie haben heute Mühe, geeig-
nete Lebensräume zu finden, weil die
Landschaft statisch geworden ist.

Aufwertung möglich
Flussauen  bieten mit den Fließgewäs-
sern, Hinterwässern, offenen Schotter-
flächen, Trockensteppen und den ver-
schiedenen Ausprägungen des Auwaldes
eine sehr grosse Vielfalt an Lebensräu-
men an. Entsprechend groß ist die Arten-
vielfalt, im Wasser wie auf dem Land. 

Weiter bilden die Gewässer, auch wenn
sie heute über weite Strecken verbaut
sind, ein funktional zusammenhängen-
des und weit verzweigtes Netzwerk von
einmaliger räumlicher Tiefenwirkung.
Weder die Wälder und Waldränder noch

die Baumgärten oder Hecken bilden ein
Netz von annähernder Dichte. Der Rhein
ist das Rückgrat dieses Netzwerkes und
von entsprechend hoher Bedeutung im
Hinblick auf allfällige Aufwertungsabsich-
ten unserer Landschaft. Entlang der ein-
zelnen Netzlinien bestehen zudem wich-
tige Wanderbeziehungen. Obwohl sie
teilweise unterbrochen sind, lässt sich
das Fließgewässernetz – im Vergleich zu
anderen ökologischen Netzwerken –
noch am einfachsten reparieren und auf-
werten. Kaum ein Bereich, kaum eine
Flächenkategorie in unserer Landschaft
verfügt über so günstige Potenziale zur
Aufwertung wie die Fließgewässer und
insbesondere ihr Rückgrat, der Rhein. An
ihm führt daher kein Weg vorbei, wenn
es um die Erhaltung unserer Lebens-
raum- und Artenvielfalt geht. 
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Der lange Weg zum Ziel
Die Umsetzung der Vision muss noch
verschiedene Hindernisse überwinden:
● Verständlichkeit der Vision: Es lässt sich

relativ leicht vermitteln, dass der Bau
eines Dammes die richtige Lösung ist
für den Schutz vor dem Hochwasser.
Das verstehen die Menschen aus exi-
stenzieller Erfahrung heraus. Schwieri-
ger ist es, eine Brücke herzustellen zwi-
schen den Empfindungen der Men-
schen und der landschaftlichen Rea-
lität. Die Idee braucht daher eine Ver-
anschaulichung.

● Gesellschaftliche Grundstimmung: Es
besteht der Eindruck, dass derzeit in
Europa und in der Welt visionäre Ent-
wicklungen stattfinden. Und wie als
Kontrapunkt dazu sind derzeit auch
viele einzelne Menschen damit

beschäftigt, mit ihren individuellen
Erfolgsgeschichten persönliche Vi -
sionen in die Tat umzusetzen. Dieser
Schwung, der auf individueller und glo-
baler Ebene seit einiger Zeit besteht,
hat die Region und ihre Körperschaften
noch nicht erfasst. Im Tal, in der Regi-
on mangelt es ein wenig an den kol-
lektiven Visionen. 

● Interessenkonflikte: Für manche Bau-
ern hat der Verzicht auf die Nutzung
des Rheinvorlandes einschneidende
Folgen. Zudem verstärkt die Vision
Ängste, die aufgrund der agrarpoliti-
schen Großwetterlage ohnehin beste-
hen. Widerstände aus der Landwirt-
schaft sind daher unumgänglich.

● Grenzland: Der Rhein ist Grenzgewäs-
ser zwischen drei souveränen Staaten.
Damit sind unterschiedliche Betroffen-
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heiten, aufwendige Kommunikations-
wege und eine komplizierte Beschaf-
fenheit der Zuständigkeiten verbun-
den. Unter solchen Voraussetzungen
wird auch ein einfaches Vorhaben zu
einem aufwändigen Prozess. 

Das Land hat eine wichtige Aufgabe
An der Schwelle von der Vision zur
Umsetzung kommt dem Land eine wich-
tige Aufgabe zu, die mit derselben Kom-
petenz und mit demselben Gewicht von
niemand anderem wahrgenommen wer-
den kann. Eine Offensivstrategie auf Lan-
desebene könnte folgende Elemente
enthalten:
● Die Vision bekannt machen: Damit

sich in den Köpfen etwas bewegen
kann, muss die Vision kommuniziert
werden. Sie dient der Allgemeinheit
und muss daher von dieser auch getra-
gen werden. Damit ist der Auftrag
gegeben, zu informieren, einen Pro-
zess in Gang zu setzen und Verständ-
nis zu schaffen. 

● Einzelne Aktionen in einen Rahmen
stellen: Es ist richtig, wenn die Vision
in überschaubaren Einheiten unter-
teilt und über einzelne Bausteine
realisiert wird. Einfachere Teile, etwa
die Anbindung der Hohenemser
Schlaufe oder die Umgestaltung der
Illmündung können wichtige Vorzei-
gebeispiele sein. Sie sind geeignet,
die Vision zu visualisieren. Dennoch
ist die Vision in ihrer Gesamtheit dar-
zustellen und zu kommunizieren, so
dass insbesondere flankierende Akti-
vitäten (z.B. die Revitalisierung ein-
zelner Binnengewässer) wie auch
Interessenkonflikte mit der Landwirt-
schaft verstanden und gelöst werden
können.

● Präjudizien vermeiden: Bei der Vielzahl
der Ansprüche an den Fluss und seine
Umgebung besteht die Gefahr, dass Ein-
richtungen mit präjudiziellem Charakter
geschaffen werden (z.B. Clubhütten,
Sportplätze, Infrastruktur einrichtungen).
Solche Einrichtungen beeinträchtigen
die Realisierungsmöglichkeiten der Visi-
on und sind im Sinne einer voraus-
schauenden Planung zu vermeiden.

● Chancen nützen: Mit den konzeptio-
nellen Vorgaben auf europäischer
Ebene (z.B. EUREK, Natura 2000) und
der angelaufenen Gemeinschaftsinitia-
tive INTERREG III sind wichtige Voraus-
setzungen geschaffen worden, einen
Teil der Finanzierung über Mittel der
EU abzuwickeln. INTERREG III ist aber
nicht allein als Finanzierungsquelle zu
begreifen. Vielmehr könnte es zum
Anlass genommen werden, die grenz -
überschreitenden Aktivitäten generell
auszubauen, um die regionale Identität
über die Grenze hinweg zu stärken. 

Ausblick
Einstein soll einmal gesagt haben: „Die
bedeutenden Probleme, mit denen wir
konfrontiert werden, können nicht auf
dem gedanklichen Niveau gelöst wer-
den, auf dem wir waren, als wir sie schuf-
en.“ Diese Aussage trifft auch für den
Rhein und seine Gestaltung in den letz-
ten 150 Jahren zu. Es steht uns nicht an,
unsere Vorfahren für ihre Visionen und
deren Umsetzung zu kritisieren. Hinge-
gen sind wir aufgerufen, die neuen Pro-
bleme zu erkennen und auf jenem
gedanklichen Niveau anzugehen, das
uns heute zur Verfügung steht.

Heiner Schlegel
Renat AG, Schaan FL63
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Anton Türtscher, Boden 2a, 6731 Sonn-
tag

Margit Schmid, Geschäftsführerin
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